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Neue Einheit der Feuerwehr 
betreut Verletzte, die mit 
Gefahrstoffen in Kontakt 
gekommen sind.� Seite 6

Neues Domizil für die 
Treverer-Schule: Neubau
in Schweich offiziell 
eingeweiht.�  Seite 7

Die Rathaus Zeitung 
beantwortet die wichtigsten 
Fragen rund um die neue 
Baumschutzsatzung. Seite 5

Parkausweis kostet weiter 200 Euro
Bewohnergebühr bleibt nach Appell des Stadtrats 2025 stabil / Debatte über verschiedene Ansätze

Die Bewohnerparkgebühr wird 2025 
nicht wie bisher geplant auf 240 Euro 
angehoben, sondern bleibt vorerst 
bei 200 Euro im Jahr. Mit dieser Än-
derung der Rechtsverordnung folgte 
Baudezernent Dr. Thilo Becker einem 
Appell des Stadtrats. Neben dem Ein-
frieren der Gebühr wird die Beantra-
gung des Bewohnerparkausweises 
zeitlich flexibler.

Von Ralph Kießling

Bis Ende 2023 gab es eine bundesein-
heitliche Bewohnerparkgebühr in Hö-
he von 30,70 Euro jährlich, die über 
Jahrzehnte unverändert blieb. Nach 
einer Gesetzesänderung können 
Kommunen den Tarif mittlerweile 
selbst bestimmen. Die Stadt Trier hat-
te daraufhin für 2024 eine Gebühr 
von 200 Euro festgelegt. Gleichzeitig 
war in der bisherigen Rechtsverord-
nung eine schrittweise Erhöhung bis 
2028 auf 365 Euro vorgesehen.

Die Erhöhung ist nun zumindest für 
2025 vom Tisch: Der Stadtrat be-
schloss auf Antrag der Koalitionsfrak-
tionen CDU, Grüne und FDP ein „Mo-
ratorium“ für die Bewohnerparkge-
bühren, die somit zunächst nicht wei-
ter steigen sollen. Auch die SPD 
stimmte letztlich für den Antrag, so-
dass es eine breite Mehrheit mit 38 
Ja- und 13 Nein-Stimmen gab. Zuvor 
waren Anträge der SPD und der Lin-
ken, die eine Staffelung der Gebühr 
nach sozialen und ökologischen Krite-
rien vorsahen, und der Freien Wähler, 
die eine Senkung der Gebühr auf 120 
Euro forderten, abgelehnt worden.

Ausweis für sechs Monate

Der Beschluss des Stadtrats hatte die 
Form eines Appells an Baudezernent 
Dr. Thilo Becker, der inzwischen eine 
entsprechende Änderung der Rechts-
verordnung veranlasst hat. Bei der 
Gelegenheit wurde eine weitere Neu-
erung festgeschrieben: Ab 2025 ist es 
möglich, den Bewohnerparkausweis 
für sechs Monate zu beantragen, so-

dass nicht die gesamte Jahresgebühr 
auf einmal entrichtet werden muss. 
Die Stadt kommt damit auch Nutze-
rinnen und Nutzern entgegen, die ei-
nen Umzug planen und den Ausweis 
nicht für ein ganzes Jahr benötigen.

Aktuell beläuft sich die Zahl der aus-
gegebenen Bewohnerparkausweise 
auf circa 3000. Sie verteilen sich auf 
die drei Zonen Nord, Mitte und Süd. Im 
Januar tritt die Erweiterung der Zone 
Süd bis zur Bahnlinie und bis zur Aul-
straße in Kraft, die der Stadtrat bereits 
im Dezember 2023 beschlossen hatte. 
Derzeit wird die Beschilderung in den 
32 neu aufgenommenen Straßen auf-
gestellt. Parkausweise können ab Janu-
ar beim Bürgeramt beantragt werden. 

Stimmen der Fraktionen

In der Debatte über das „hochemotio-
nale Thema“ verwies CDU-Fraktions-
chef Thomas Marx auf die Inflation, 
steigende Kosten und Gebühren sowie 

die allgemeine wirtschaftliche Unsi-
cherheit. Eine zusätzliche Belastung 
der Bürgerinnen und Bürger sei in die-
ser Situation nicht zumutbar. Stefan 
Wilhelm (SPD) bemängelte, dass in 
dem Antrag der Koalition keine Dauer 
des Moratoriums festgelegt sei. Er plä-
dierte für die Ermöglichung einer Ra-
tenzahlung und einer Staffelung der 
Gebühr nach Fahrzeuggröße „für 
mehr Gerechtigkeit“.

Ole Seidel (Bündnis 90/Grüne) 
sprach von einem „Kompromiss in der 
Jamaika-Koalition, dem wir zuge-
stimmt haben“. Das Ziel der Grünen, 
die Gebühren nach Ablauf des Mora-
toriums weiter zu erhöhen, habe sich 
aber nicht verändert. Mirco Kos (AfD) 
kritisierte, dass die Gebühr trotz Mo-
ratorium sechsmal höher sei wie zu-
vor. Eine Staffelung nach Fahrzeuggrö-
ße lehnte er ab, weil dadurch Familien 
stärker belastet würden als Singles.

„Es geht darum, die Akzeptanz der 
Gebühr erheblich zu verbessern“, sag-

te Matthias Koster (Die Linke). Dies 
sei möglich mit einer Staffelung der 
Gebühr nach Einkommen und Fahr-
zeuggröße, um einen ökologischen 
Anreiz zu setzen. Tobias Schneider 
(FDP) betonte, dass die Gebühr im 
Vergleich zur Miete eines privaten 
Stellplatzes immer noch recht günstig, 
sei. Das Moratorium solle genutzt 
werden, um die Qualität des Bewoh-
nerparkens in Trier zu verbessern.

Daniel Klingelmeier (Freie Wähler) 
brachte den Antrag seiner Fraktion 
auf die einfache Formel „zehn Euro im 
Monat“. Die damit einhergehende 
Gebührensenkung sei gerechtfertigt, 
da es trotz Ausweis keine Garantie für 
einen wohnortnahen Stellplatz gebe.
Christian Schenk (UBT) stellte die Ge-
bührenerhöhung vom letzten Jahr 
nicht grundsätzlich in Frage, doch hät-
te sie moderater ausfallen müssen. 
Der Dezernent müsse nun einen Fahr-
plan vorlegen, wie es nach dem Mo-
ratorium weitergehen soll.

Reserviert. Der Parkplatz an der Konstantin-Basilika steht seit einigen Monaten den Inhabern eines Bewohnerpark-
ausweises der Zone M zur Verfügung. Die Gebühr für den Ausweis wird 2025 nicht erhöht. � Foto: Presseamt/kig

Zahl der Woche

18
neue E-Busse wurden bei den 

Stadtwerken angeliefert und ver-
stärken demnächst die Fahrzeug-
flotte. Dazu gehört erstmals auch 

ein Gelenkbus. (Seite 8)  

Für den Start im Sommer 2025 be-
setzt die Stadtverwaltung zahlreiche 
Ausbildungs- und Studienplätze in 
ganz verschiedenen Bereichen, dar-
unter als Gärtner, Koch, Veranstal-
tungstechniker, Straßenbauer und in 
der allgemeinen Verwaltung. � red

� Stellenausschreibung Seite 12

Neue Ausbildungs- 
und Studienplätze

Fünf Sirenen-Tests 
am 12. Dezember

Konzert erinnert an 
Bombenangriffe

DIL gewinnt Wahl des 
Migrationsbeirats

2357 der insge-
samt rund 28.000 
Wahlberechtigten 
haben sich am 
Sonntag an der 
Neuwahl des Bei-
rats für Migration 

und Integration beteiligt. Nach dem 
vorläufigen Endergebnis erreicht die 
Demokratische Internationale Liste 
(DIL) 35,6 Prozent der Stimmen und 
damit vier Sitze im neuen Beirat. Drei 
erhalten „Trier für alle“ (23,2 Prozent) 
und die Bunte Liste (21,3 Prozent). Auf 
die „Migrationsbrücke“ entfallen 20 
Prozent und ebenfalls drei Sitze. Die 
Wahl fand erstmals als reine Brief-
wahl statt. Über die endgültige Bestä-
tigung des Ergebnisses entscheidet 
der Wahlausschuss am Dienstag, 10. 
Dezember, 15.30 Uhr, Raum „Gan-
golf“ im Rathaus. � red

Wegen dringend 
erforderl ichen 
Arbeiten am Ka-

nalnetz in der Bahnhofstraße sind die 
beiden Fahrspuren Richtung Innen-
stadt zwischen Heitkamphaus und der 
Kreuzung zur Bismarckstraße/Ostal-
lee seit vergangenenem Sonntag voll 
gesperrt. Die Fahrspur in Richtung 
Hauptbahnhof bleibt für Busse, Anlie-
ger und Lieferverkehr bestehen. Rich-
tung Innenstadt wird der Verkehr 
über die Moltkestraße umgeleitet.  

Christian Rauen, Bereichsleiter der 
Stadtwerke für Anlagen und Netze, 
erläutert die Hintergründe der kurz-
fristigen Sperrung: „Die Baumaßnah-
me war ursprünglich für 2025 vorge-

sehen. Im Zuge der vorbereitenden 
Kameraanalysen haben wir den Zu-
stand des Kanalnetzes an dieser Stel-
le neu erfasst und dringenden Hand-
lungsbedarf festgestellt. Wir bedau-
ern die Unannehmlichkeiten in der 
Adventszeit, müssen jetzt aber 
schnell handeln, um die Sicherheit 
vor Ort zu gewährleisten.“

Zahlreiche Buslinien betroffen

Die Bauarbeiten in der Bahnhofstraße 
dauern voraussichtlich mehrere Mo-
nate. Dadurch gibt es weitere Ein-
schränkungen des Verkehrs. Hierzu 
werden die Stadtwerke gesondert in-
formieren. Bei Rückfragen steht deren 

technischer Kundenservice unter der 
Rufnummer 0651/717-3600 zur Ver-
fügung. Fragen zu den Umleitungen 
beantwortet das Team im Stadt-
buscenter an der Treviris-Passage 
oder telefonisch: 0651/717-273. 
Durch die Arbeiten kommt es auf den 
Buslinien 2, 3, 4, 7, 13, 14, 18, 30, 31, 
50, 52, 54, 56, 59 und 83 zu teilweisen 
Änderungen. Das gilt auch für den 
Sternverkehr mit Ausnahme der Lini-
en 84, 86 und 88. Es gibt eine Ersatz-
haltestelle in der Moltkestraße.� red

■ Details zu den Änderungen bei 
den Stadtwerke-Bussen gibt es on-
line: www.swt.de und über die VRT-
App.

Sperrung. Die halbseitige Baustelle 
in der Bahnhofstraße besteht seit 
Sonntag. � Foto: SWT

Sperrung in der Bahnhofstraße
Schaden im Kanalnetz muss behoben werden / Mehrmonatige Baustelle  

Am Donnerstag, 12. Dezember, wer-
den ab 13 Uhr nacheinander neue 
Sirenen an fünf Standorten kurz ge-
testet: Feuerwehrgerätehaus Kürenz, 
Am Grüneberg 3, Grundschule Soter-
straße 3 in Kürenz, Grundschule Ole-
wig, Auf der Ayl 40, frühere Treve- 
rer-Schule in Heiligkreuz, Treverer-
straße 42, und Medard- Förderschule, 
Medardstraße 2, in Trier-Süd. � red

Unter dem Motto „Wie liegt die Stadt 
so wüst …“ findet am Donnerstag, 19. 
Dezember, 19.30 Uhr, ein Gedenkkon-
zert zum 80. Jahrestag der Bombardie-
rungen Triers statt. Dabei spielt das 
Philharmonische Orchester unter Lei-
tung von Werner Ehrhardt. Zudem 
findet um 15.30 Uhr ein Gottesdienst 
in St. Gangolf statt. Dort ist vom 14. bis 
20. Dezember eine Ausstellung über 
den Ukraine-Krieg zu sehen. � red
Weitere Vorschau am 17. Dezember
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Fußgängerzone – Probleme mit Fahrrädern
Die Nutzung von Fahrrä-
dern in der Trierer Innen-
stadt hat in den letzten 

Jahren stark zugenommen. Eine zentrale Frage 
in diesem Zusammenhang ist die Geschwindig-
keit, mit der sich Radfahrer in der Fußgängerzo-
ne bewegen dürfen. Die Fußgängerzone ist im 
zentralen Bereich im Zeitraum von 19 Uhr bis 11 
Uhr für den Radverkehr freigegeben, allerdings 
gilt Schrittgeschwindigkeit. 

Leider kommt es immer häufiger vor, dass 
sich Fahrradfahrer nicht an die Schrittgeschwin-
digkeit halten. So nehmen die Beschwerden 
von Fußgängern zu, obwohl hier ein besonderes 
Rücksichtnahmegebot gegenüber Fußgängern, 
insbesondere Kindern und älteren Menschen 
gilt. Das Rücksichtnahmegebot verpflichtet alle 
Verkehrsteilnehmer, auch Radfahrer, besonde-
re Sorgfalt und Vorsicht walten zu lassen, um 

Personen nicht zu gefährden. Zudem werden 
langsam fahrende Autos und Lieferwagen von 
links und rechts überholt, wodurch es immer 
wieder zu gefährlichen Situationen kommt. Wer 
diese besorgniserregenden Entwicklungen in 
der Fußgängerzone verfolgt, wird regelmäßig 
Radfahrer antreffen, die sich auch im Zeitraum 
zwischen 11 Uhr und 19 Uhr nicht an die Regeln 
halten und mit dem Fahrrad durch die Fußgän-
gerzone fahren, anstatt das Rad zu schieben. 
Um eine rücksichtsvolle und sichere Co-Existenz 
zwischen Radfahrern und Fußgängern zu ge-
währleisten, fordert unsere Fraktion von der 
Stadtverwaltung beziehungsweise vom  Ord-
nungsamt mit seiner Verkehrsüberwachung 
mehr Kontrollen und ein konsequentes Eingrei-
fen bei Verstößen.
Kaie Abel-Koch, 
Mitglied im Arbeitskreis Radverkehr

Kontakt: Telefon: 0651/718-4085, E-Mail: freiewaehler.im.rat@trier.deKontakt: Telefon: 0651/718-4080, E-Mail: grune.im.rat@trier.de

Die Porta Nigra ist ein einzig-
artiges Wahrzeichen und 
das Eingangstor zum Römi-

schen Reich. Doch heute wird diese Perspektive 
kaum wahrgenommen. Der Fokus liegt auf der 
Rückseite der Porta und dem dahinterliegenden 
Platz. Touristen, die Fotos und Selfies von vorne 
machen wollen, stehen oft auf matschigem Bo-
den und eng gedrängt am Zaun zur Nordallee. 

Dieses Bild wird weder der historischen Be-
deutung der Porta noch dem Anspruch unserer 
Stadt gerecht. Unsere Vision: Die Porta Nigra 
als das feiern, was sie ist – ein Unesco-Weltkul-
turerbe. Das Wahrzeichen unserer Stadt. Das 
einzige, wofür Trier international bekannt ist.  
Dafür braucht es mehr Raum für Fußgänger 
und Besucher. Der Vorplatz soll großzügiger 
und einladender gestaltet werden. Gleichzeitig 
schlagen wir vor, die stark befahrene Nordallee 

mit mehr Abstand um die Porta Nigra zu ver-
schwenken. So schaffen wir eine würdige Kulis-
se und erhöhen die Aufenthaltsqualität für alle. 

Mit diesen Maßnahmen wollen wir die Porta 
Nigra als historisches 
Eingangstor aufwerten 
und unsere Stadtent-
wicklung im Einklang 
mit Kultur, Lebensqua-
lität und moderner 
Verkehrslenkung ge-
stalten. Gemeinsam 
können wir dafür sor-
gen, dass die Porta 
wieder in ihrem ver-
dienten Glanz erstrahlt.

Ole Seidel, Bündnis �
90/Die Grünen

Porta Nigra als Eingangstor aufwerten

Gewerbegebiet parQ54
Die UBT-Fraktion begrüßt 
die fortschreitende Entwick-
lung des Konversionsstand-

orts parQ54, da nicht nur neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden, sondern auch die wirt-
schaftliche Dynamik unserer Stadt gestärkt wird. 

Der parQ54 bietet die Möglichkeit, innovative 
Unternehmen anzusiedeln und so die Attraktivi-
tät des Standorts zu erhöhen. Besonders hervor-
zuheben ist, dass bei der Planung und Umset-
zung des Gebiets ökologische Aspekte berück-
sichtigt werden. Dank des starken Partners 

Stadtwerke, der Vorreiter für rege-
nerative Energien und smarte Tech-
nologien ist, entsteht ein Quartier, 
das seinesgleichen sucht. Nachhal-
tigkeit und Umweltschutz sind inte-
grale Bestandteile. Das honoriert 
auch das Land: Wirtschaftsministe-
rin Daniela Schmitt überreichte 
kürzlich in einer Feierstunde vor Ort 
(Foto links: UBT) den Förderbe-
scheid über 5,8 Millionen Euro für 
das Leuchtturmprojekt. 
UBT-Stadtratsfraktion

Kontakt: Telefon: 0651/718-4070 E-Mail: ubt.im.rat@trier.de

Ein neuer Anfang für den Palastgarten
Der Palastgarten ist ein un-
verzichtbarer Bestandteil 

Triers – eine grüne Oase, eingebettet zwischen 
den Kaiserthermen und dem Kurfürstlichen Pa-
lais, umgeben von unserem reichen kulturellen 
Erbe. Doch in den letzten Jahren hat dieser einst 
so beliebte Ort gelitten: Vandalismus, Ver-
schmutzung und der allgemeine Zustand der 
Infrastruktur trübten das Bild eines Parks, der 
eigentlich zum Verweilen und Genießen einla-
den sollte. Vergangene Woche hat der Stadtrat 
einen wichtigen Schritt unternommen, um den 
Palastgarten wieder zu einem Ort der Begeg-
nung, der Entspannung und des kulturellen Aus-
tauschs zu machen. Als FDP-Fraktion haben wir 
gemeinsam mit den Bündnispartnern von CDU 
und Bündnis 90/Die Grünen ein umfassendes 
Maßnahmenpaket vorgelegt, das im Rat noch 
um Vorschläge der SPD ergänzt wurde. 

Es sieht unter anderem vor, die Beleuchtung 
zu verbessern, die Sauberkeit zu erhöhen und 
Schäden an Wegen sowie Grünflächen zu behe-
ben. Weiterhin sollen auch neue Angebote ge-
prüft werden: ein Wasserspielplatz, ein Fitness- 
park und Flächen für künstlerische Nutzung sol-
len den Palastgarten bereichern. Zudem soll der 
Kiosk zu einem lebendigen Treffpunkt umgestal-
tet werden – ein Ort, der kulinarische Vielfalt 
und kulturelle Veranstaltungen vereint.

Für die FDP ist entscheidend, nicht nur kurz-
fristige Maßnahmen umzusetzen, sondern auch 
ein langfristiges Nutzungskonzept zu schaffen. 
Wir setzen auf die Einbindung von Bürgerinnen 
und Bürgern, um die Bedürfnisse aller zu be-
rücksichtigen. Mit dem gemeinsamen Beschluss 
zeigen wir, wie städtisches Erbe und moderne 
Urbanität Hand in Hand gehen können.
� Tobias Schneider, Fraktionsvorsitzender

Kontakt: Telefon: 0651/718-4090, E-Mail: fdp.im.rat@trier.de

Bezahlbares Wohnen durch Bodenpolitik
Kaltmieten von 10, 12 oder 
gar 14 Euro pro Quadrat-
meter sind in unserer schö-

nen Stadt keine Seltenheit mehr. Auch die Suche 
von Familien nach Einfamilienhäusern ist 
schwierig. Die Folge: Trier wird nicht mehr für 
alle bezahlbar sein und wir verlieren Bürger:in-
nen. Dabei hat der Stadtrat auf Initiative der 
SPD-Fraktion einen Beschluss vorbereitet und 
getroffen, der das Ziel festhält, Trier bis 120.000 
Einwohner:innen wachsen zu lassen. Wir brau-
chen dafür Flächen, vorrangig in bereits er-
schlossenen Gebieten durch Nachverdichtung. 

Der Nachteil: Diese Flächen sind am freien 
Markt heiß begehrt. Die Nachfrage ist hoch, das 
Angebot gering. Das lädt Spekulant:innen ein, 
auf Kosten der Allgemeinheit, horrende Gewin-
ne statt Gemeinwohl im Blick zu haben. Solche 
Bodenpreise ermöglichen dann noch weniger 

ein Handeln im Sinne von bezahlbaren Mieten 
oder Kaufpreisen. Die Trierer SPD-Fraktion will 
daher Vorbildern wie zum Beispiel Ulm oder 
Wien folgen. Hier nutzen die Städte die rechtli-
chen Möglichkeiten zum Beispiel des Vorkaufs-
rechts und investieren gezielt in Ankäufe, um 
den Baugrund dann mit Partner:innen nach 
Konzepten – nicht nach Höchstgeboten – entwi-
ckeln zu lassen. Die Stadt kann so Akteur wer-
den, um bezahlbares Wohnen voranzubringen. 

Unsere Initiative als SPD für eine strategische 
Bodenpolitik haben wir daher in den Stadtrat 
eingebracht. Sie ergänzt unsere strategische 
Wohnbaupolitik in Trier. Wir dürfen nicht weiter 
zusehen, wie dies bei dem früheren Renden-
bach-Grundstück der Fall war und bei dem 
Grundstück Kieback+Peter in Heiligkreuz droht 
– gemeinsam stark für bezahlbares Wohnen.
� Sven Teuber, MdL, SPD-Fraktionsvorsitzender

Kontakt: Telefon: 0651/718-4060, E-Mail: spd.im.rat@trier.deKontakt: Telefon: 0651/718-4020, E-Mail: linke.im.rat@trier.de

Günstige Miete statt fetter Rendite
In der vergangenen Stadt-
ratssitzung haben wir das 
Thema Mieten in den Fo-
kus gerückt: Wir fordern 
die Landesregie-

rung auf, bei der Förderung des Sozia-
len Wohnungsbaus nachzubessern 
und auf die Erhöhung der Höchstmiete 
im Sozialwohnungsbau von bisher 7,70 
auf künftig 8,45 Euro/m2 zu verzichten. 
Zugleich fordern wir den Bundesge-
setzgeber auf, endlich die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen für einen Mie-
tendeckel zu schaffen.

An die Stadtverwaltung gerichtet, haben wir 
beantragt, künftig den Mietwucher entschiede-
ner zu bekämpfen. Viele Mieterinnen und Mie-
ter wissen es nicht, aber: Es ist gesetzlich verbo-
ten, zu hohe Mieten zu verlangen. Liegt die Kalt-

miete mehr als 20 Prozent über dem Mietspie-
gel, handelt es sich um eine Ordnungswidrigkeit, 
für die ein Bußgeld fällig werden kann. Zudem 
wird der Mietvertrag dadurch ungültig. 

Wir wollen erreichen, dass diese Re-
gelung künftig konsequent durchge-
setzt wird. Das könnte Mieterinnen 
und Mietern, aber auch der Stadt 
selbst viel Geld sparen. Die Stadt 
könnte etwa ein Online-Beschwerde-
formular für Betroffene einrichten.

Bevor die Stadt tätig wird, bieten 
auch wir unsere Hilfe an: Mieterinnen 
und Mieter, die vermuten, eine über-

höhte Miete zu zahlen, können sich gerne an uns 
wenden (linke.im.rat@trier.de). Wir überprüfen 
dann gemeinsam den Mietvertrag.

Matthias Koster, Die Linke im Stadtrat Trier

Kein Thema polarisiert so 
stark wie der Raum zwi-
schen Fahrbahn und Bord-

stein. Oft wird er von Sondernutzungen bean-
sprucht oder es werden Konzepte entwickelt, die 

ihn für alternative Nutzungen 
öffnen wollen. Diese Ideen 
verdienen eine offene Debat-
te. Doch unstrittig ist das 
massive Parkplatzproblem in 
vielen unserer Stadtteile. Für 
viele Anwohner bleibt der 
Bewohnerparkausweis der 
einzige Ausweg – eine Nut-

zungserlaubnis ohne Garantie auf einen Stell-
platz. Die Gebühren dafür sind also kein Nut-
zungsentgelt im eigentlichen Sinne. 

Ein solcher Ausweis sollte nicht unverhältnis-
mäßig teuer sein. Es muss der Anreiz entstehen, 

privaten Parkraum stärker zu nutzen, um Raum 
für Besucher, alternative Verkehrsmittel und öf-
fentliche Lebensräume zu schaffen. Es braucht 
einen gesellschaftlichen Konsens, der die Nut-
zung des öffentlichen Raums ohne allzu große 
Belastung für die Anwohner fair regelt. Eine ein-
fache Lösung für diesen Konflikt gibt es nicht.
Doch klar ist: Die geplante weitere Erhöhung der 
Jahresgebühr um 40 Euro – damit bereits zum 1. 
Januar 2025 auf 240 bis auf 365 Euro in drei Jah-
ren – ist willkürlich und durch keine faktenbasier-
te Kalkulation gedeckt. Deshalb setzt die neue 
Koalition aus CDU, Grünen und FDP auf einen 
konstruktiven Kompromiss. In unserem kürzlich 
beschlossenen Antrag haben wir ein Moratori-
um gefordert und den zuständigen Dezernenten 
ersucht, die geplante Erhöhung auszusetzen. So 
droht zum neuen Jahr keine Preiserhöhung. 
Louis-Philipp Lang, verkehrspolitischer Sprecher

Bewohnerparken: ein Balance-Akt

Kontakt: Telefon: 0651/718-4050, E-Mail: cdu.im.rat@trier.de

Im November 2023 hat die 
Ministerpräsidentenkonfe-
renz die Einführung einer 
Bezahlkarte für Asylbewer-

ber vereinbart. Anfang 2024 einigten sich 14 
Bundesländer, darunter auch Rheinland-Pfalz, 
auf einheitliche Mindeststandards und kündig-
ten an, die Karte bis zum Sommer 2024 einzu-
führen. Die Landesregierung erklärte daraufhin, 
sie werde bis Ende des Jahres eine Lösung für 
die Erstaufnahmeeinrichtungen vorlegen, die 
dann – sofern gewünscht – von den Kommunen 
übernommen werden könnte. Leider ist eine 
solche Landeskarte bis heute nicht in Sicht. 

Zwar hält man nach wie vor an ihrer Einfüh-
rung fest, aber wann sie kommen wird, ist völlig 
unklar. Dabei wäre es wichtig, die Karte zeitnah 
einzuführen. Denn damit würde man den Trans-
fer von Sozialleistungen in die Herkunftsländer 

unterbinden und zugleich die menschenver-
achtende Schlepperkriminalität bekämpfen. 
Zudem könnte der durch die aktuellen Bargeld-
auszahlungen entstehende Aufwand durch die 
Bezahlkarte reduziert werden. Nach den Erfah-
rungen anderer Kommunen wäre daher eine 
Kostensenkung für die Stadt zu erwarten.

Vor diesem Hintergrund halten wir es für 
notwendig, jetzt zu handeln. Dem Beispiel an-
derer Kommunen folgend, sollte auch der Rat 
der Stadt Trier den Grundsatzbeschluss für ei-
ne Bezahlkarte fassen. Wenn bis Ende des Jah-
res keine Landeslösung vorliegt, sollte die Ver-
waltung die für eine Einführung erforderlichen 
Vorbereitungen im ersten Quartal 2025 tref-
fen. Im Frühjahr könnte der Stadtrat dann dar-
über beraten, gegebenenfalls noch erforderli-
che Änderungen vornehmen und die Maßnah-
me anschließend umsetzen. � AfD-Fraktion

Asyl-Bezahlkarte jetzt einführen

Kontakt: Telefon: 0651/718-4040, E-Mail: afd.im.rat@trier.de

Touristen vor der Porta 
Nigra. � Foto: Grüne
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Wieder mehr Wohlfühlort
Stadtrat will Palastgarten durch verschiedene Freizeitangebote beleben und sicherer machen

Gastronomie und Kleinkunst, Was-
serspielplatz und Hundewiese, Fit-
nesspark und Schachspielfeld – das 
sind einige der angestrebten Neue-
rungen im Palastgarten, auf die sich 
der Stadtrat am Mittwoch einstim-
mig geeinigt hat. Das Ziel: Die Triere-
rinnen und Trierer sollen wieder ger-
ne an diesen Ort kommen, für Krimi-
nelle hingegen soll es ungemütlich 
werden.

Von Helena Belke

Ein beklommenes Gefühl hatten viele 
Menschen in den letzten Jahren, wenn 
sie insbesondere nach Einbruch der 
Dunkelheit noch durch den Palastgar-
ten gingen. Drogenverkauf, Gewaltde-
likte und auch vereinzelte Raubüber-
fälle machten Schlagzeilen und haben 
das Sicherheitsgefühl vieler Triererin-
nen und Trierer beeinträchtigt. Dabei 
ist die Parkanlage zwischen Kurfürstli-
chem Palais und Kaiserthermen ei-
gentlich ein beliebtes Ziel – vor allem 
für Familien mit Kindern, Jugendliche 
und ältere Menschen. 

Damit sich künftig wieder alle Men-
schen im Palastgarten wohl und si-
cher fühlen, hat sich der Stadtrat nun 
einstimmig für ein umfangreiches 
Maßnahmenpaket ausgesprochen. 
Dieses sieht vor, dass die Anlage durch 
eine bessere Pflege und unterschied-
liche Nutzungsangebote wieder at-
traktiver gestaltet und vor allem künf-
tig deutlich belebter sein soll.

Aus zwei Anträgen wird einer

Mit einem Antrag der SPD und einem 
Änderungsantrag des Bündnisses aus 
CDU, Grünen und FDP lagen dem 
Stadtrat zwei Texte vor, die sich in ih-
ren Kernforderungen so sehr ähnel-
ten, dass sie – nach einem kurzen 
Schlagabtausch unter den Fraktions-
mitgliedern über den Ursprung der 
Ideen – zu einem gemeinsamen An-
trag zusammengefasst wurden.

Demnach soll ein Nutzungskonzept 
für den Palastgarten entwickelt wer-
den, das zu einer dauerhaften Bele-
bung des Ortes und seiner näheren 

Umgebung führen soll. Viele größere 
und kleinere Veranstaltungen sollen 
künftig ganzjährig und über unter-
schiedliche Wochentage hinweg Men-
schen in den Park locken. Eine beson-
dere Rolle soll dabei der Kiosk spielen, 
für den ein neuer Pächter gesucht 
wird, der mit einer möglichst durch-
gängigen Bewirtschaftung für die ge-
wünschte Belebung sorgen soll. 

Auch soll erstmals in Trier eine Hun-
dewiese auf der Fläche hinter dem 
Stadtarchiv entstehen. Weitere kon-
krete Angebote wurden aus dem Än-
derungsantrag des Bündnisses über-
nommen, so zum Beispiel der Ausbau 
der Wasserfontäne an den Kaiserther-
men zu einem Wasserspielplatz, ein 
Fitnesspark, ein Schachspielfeld und 
Flächen für regelmäßige Veranstaltun-
gen oder freie künstlerische Nutzung.

Isabell Juchem (SPD) äußerte sich 
zufrieden darüber, dass die Debatte 
sich von Waffenverboten und Video-

überwachung entfernt habe. Diese 
führten bloß dazu, dass Bürgerinnen 
und Bürger schon aufgrund der Be-
schilderung verunsichert seien und 
dem Areal fernblieben.

Auch kritische Stimmen

Thomas Marx (CDU) stellte fest: „Wir 
sind uns einig, dass die Stadt aktiv 
werden muss, um die Aufenthaltsqua-
lität zu steigern. Der Palastgarten 
muss sicher sein – objektiv und sub-
jektiv.“ Der Antrag der SPD gehe seiner 
Partei jedoch nicht weit genug. Tobias 
Schneider (FDP) zeigte sich optimis-
tisch, dass es gelingen wird, die „Men-
schen, die dort anderes vorhaben, zu 
verweisen und ihnen deutlich zu ma-
chen, dass der Platz den Bürgerinnen 
und Bürgern gehört und niemandem 
sonst.“ Michael Lichter (Grüne) ver-
wies auf die Broken- Window-Theorie, 
die besagt, dass sichtbare Spuren von 

Vandalismus zu Nachahmung animie-
ren. Daher solle die Anlage künftig 
noch mehr gepflegt und Schäden 
schneller beseitigt werden.

Daniel Klingelmeier (Freie Wähler) 
äußerte Bedenken, dass die Belebung 
den erhofften Rückgang der Kriminali-
tät zur Folge haben wird und berichte-
te von einer Großveranstaltung im 
Sommer, von der sich die Drogendea-
ler vor Ort sehr unbeeindruckt gezeigt 
hatten. Mirco Kos (AfD) kritisierte,  
einem künftigen Kioskbetreiber werde 
hinsichtlich der Öffnungszeiten und 
Angebote zu viel vorgeschrieben. 

Matthias Koster (Linke) forderte, für 
eine nachhaltige Lösung müssten die 
Dezernate ein übergreifendes Konzept 
entwickeln, das Aspekte der Sicher-
heit, Sozialarbeit und Kultur zusam-
menführe: „Sonst reden wir in zwei, 
drei Jahren über die identischen Prob-
leme in irgendeinem anderen Park 
und damit ist ja niemandem geholfen.“ 

Künftig belebter. Für den Kiosk wird ein neuer Pächter gesucht, der den Ort mit ganzjährigen gastronomischen und 
kulturellen Angeboten wieder zu einem lebendigen Treffpunkt für alle macht. � Foto: Presseamt/heb

Für die rund 1400 Schülerinnen und 
Schüler der städtischen Karl-Berg- 
Musikschule wird der Unterricht ab 1. 
Januar 2025 im Schnitt um 15 Prozent 
teurer. Das hat der Stadtrat in seiner 
vergangenen Sitzung einstimmig be-

schlossen. Hintergrund der Erhöhung 
ist das sogenannte „Herrenberg-Ur-
teil“ des Bundessozialgerichts von 
2020, wonach Honorarverträge, wie 
sie üblicherweise bei den über 900 
Musikschulen in Deutschland mit 

Lehrkräften abgeschlossen wurden, 
nicht rechtssicher sind. Um keine ho-
hen Straf- und Nachzahlungen zu ris-
kieren, suchte auch die Trierer Musik-
schule nach Wegen, wie der Unter-
richt auch ohne Honorarverträge ge-
sichert werden kann. 

Bedarf von 120.000 Euro zusätzlich

Die Lösung: Es wurden 5,5 sozialversi-
cherungspflichtige Stellen geschaffen, 
um die bestehenden Honorarverträge 
umzuwandeln. So kann der Unterricht 
in gleichem Umfang fortgeführt wer-
den. Diese Lösung kostet aber mehr 
als die Honorarverträge, weswegen 
sich der Finanzbedarf für die Musik-
schule um rund 120.000 Euro im Jahr 
erhöht. Ein Teil davon kann durch die 
gestiegenen Unterrichtsgebühren ge-
deckt werden. Ab nächstem Jahr kos-
tet beispielweise der Einzel-Instru-
mental- und Gesangsunterricht für 30 
Minuten 69 Euro monatlich für Kinder 
(vorher 60 Euro) und 79 Euro für Er-
wachsene (vorher 69 Euro). In Zweier-
gruppen erhöht sich der Preis von 39 
auf 45 Euro bei Kindern und bei Er-
wachsenen von 45 auf 52 Euro monat-
lich. Musical-, Schauspiel- und Tanz- 
unterricht kostet für Kinder ab Januar 
31 statt wie bisher 27 Euro. � gut

Konzentriert. In der städtischen Karl-Berg-Musikschule lernen schon die 
Kleinsten, mit Instrumenten umzugehen. � Archivfoto: Musikschule

Musikschule: Unterricht wird teurer
Umwandlung der Arbeitsverträge macht Erhöhung erforderlich

Nicht wenige städtische Gebäude 
wie etwa Schulen, Turnhallen und 
Verwaltungsgebäude sind in einem 
verbesserungswürdigen Zustand. 
Um deren Sanierung zu beschleuni-
gen und den bestehenden Sanie-
rungsstau aufzulösen, strebt der 
Stadtrat die Gründung einer soge-
nannten Liegenschaftsverwaltungs-
gesellschaft an. Den entsprechenden 
Antrag von CDU, Grünen und FDP 
nahm das Gremium mit 43 Ja- bei 
sieben Nein-Stimmen und zwei Ent-
haltungen an. Mit der Auslagerung 
kommunaler Gebäude in eine Gesell-
schaft soll ermöglicht werden, Inves-
titionen unabhängig vom Haushalt 
zu tätigen und flexibler zu agieren. 
Auch neue Finanzierungsmodelle 
wie Darlehen oder private Beteili-
gungen könnten in Betracht gezogen 
werden, so die Befürworter. 

Kritik an dem Antrag kam vor allem 
von AfD und Freien Wählern, die 
Doppelstrukturen mit dem Baude-
zernat und zusätzliche Bürokratie 
befürchten. Zudem fehle es nicht an 
Geld, sondern vielmehr an personel-
len Ressourcen im Baubereich, was 
sich durch eine Gesellschaft auch 
nicht ändern würde, zeigten sie sich 
überzeugt.

Eine Projektgruppe soll im ersten 
Halbjahr 2025 zusammenkommen 
um den Prozess zu koordinieren. Zu-
nächst ist eine Expertenanhörung im 
Bauausschuss geplant. Die Verwal-
tung sucht mögliche Kooperations-
partner für die Gründung einer Ge-
sellschaft. Oberbürgermeister Wolf- 
ram Leibe wies uim Stadtrat darauf 
hin, dass nun ergebnisoffen geprüft 
werde, ob eine Liegenschaftsverwal-
tungsgesellschaft Sinn ergebe.� gut

Der Stadtrat hat der Anschaffung  
eines neuen Lkws mit Abrollfunktion 
im Wert von 110.000 Euro für Stadt-
Raum Trier zugestimmt. Das Fahr-
zeug dient unter anderem dem 
Transport von Baumaschinen, kleine-
rer Mengen Schüttgut zur Reparatur 
von Wegen und dem Abtransport 
von Laub. � red

Gebäude  
schneller sanieren

Neuer Lkw für 
StadtRaum Trier

Aus dem Stadtrat
Rund fünf Stunden dauerte die letz-
te Sitzung 2024 des Trierer Stadtrats 
unter der Leitung von OB Wolfram 
Leibe und Bürgermeisterin Elvira 
Garbes. Zu Beginn lud der OB zur 
Teilnahme an dem Gedenkkonzert 
zum 80. Jahrestag des Bombenan-
griffs auf Trier am 19. Dezember ein. 
Der Stadtrat fasste im Anschluss un-
ter anderem folgende Beschlüsse: 
■ Zuschuss für TTM. Damit die 
TTM ihre Aufgaben in den Berei-
chen Tourismus und Marketing 
auch weiterhin erfüllen kann, hat 
der Stadtrat einstimmig einen jähr-
lichen Betriebskostenzuschuss in 
Höhe von rund 1,9 Millionen Euro 
beschlossen. Bis der städtische 
Haushalt voraussichtlich im Som-
mer 2025 genehmigt ist, erhält die 
TTM monatliche Zahlungen zur Fi-
nanzierung vertraglicher Fixkosten 
in Höhe von gut 200.000 Euro.
■ Bezahlkarte. Mit großer Mehr-
heit lehnte der Stadtrat einen An-
trag der AfD ab, der die zeitnahe 
Einführung einer Bezahlkarte für 
Asylbewerber vorsah. Damit sollen 
staatliche Leistungen weitgehend 
bargeldlos ausbezahlt, wodurch 
Überweisungen in die Heimatländer 
und an Schlepper verhindert wer-
den sollen. AfD-Fraktionsvorsitzen-
der Michael Frisch argumentierte, 

die bereits beschlossene Bezahlkar-
te in Rheinland-Pfalz, die bis Jahres-
ende hätte eingeführt werden sol-
len, sei noch nicht in Sicht – daher 
müsse Trier selbst tätig werden und 
eine solche Karte einführen. Hasmik 
Garanian von der SPD hielt dagegen 
und sagte, die Verwaltung arbeite 
bereits an einer Lösung.
■ Ampeln. Die Stadtwerke küm-
mern sich künftig um Betrieb, In-
standsetzung und Modernisierung 
der 76 Ampelanlagen in Trier. Dafür 
hat der Stadtrat mit einem Grund-
satzbeschluss den Weg frei ge-
macht. Ziel ist eine bessere Ver-
kehrssteuerung mit Hilfe künstlicher 
Intelligenz. Dafür werden die Anla-
gen mit Sensoren ausgestattet, um 
Echtzeitdaten zum Verkehrsfluss zu 
erfassen. Der Energieverbrauch soll 
durch die flächendeckende Umrüs-
tung auf LED-Technik gesenkt wer-
den. Die Stadtverwaltung bleibt 
weiterhin zuständig für die grund-
sätzliche Verkehrsplanung mit den 
Steuerungszielen für den Verkehrs-
rechner. Sie trifft auch die Entschei-
dung über den Bau neuer oder den 
Abbau bestehender Ampeln. 
■ Wechsel. In den Reihen der 
CDU übernimmt im Verwaltungsrat 
der SWT-AöR Emilie Poß das Mandat 
von Matthias Melchisedech.� red
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Fragen und Antworten auf einen Blick
Wichtige Änderungen der Grundsteuer treten ab 2025 in Kraft / Bescheide kommen Anfang Januar

Allen Haus-, Wohnungs- und Grund-
stücksbesitzern wird Anfang Januar 
ein Brief von der Stadt ins Haus flat-
tern: der Grundsteuerbescheid. Er 
fällt 2025 für viele von ihnen mögli-
cherweise nicht sehr erfreulich aus. 
Gewerbetreibende können sich da-
gegen freuen.

Die Grundsteuer ändert sich im kom-
menden Jahr. Je nachdem, wo ein 
Gebäude liegt, wie alt es ist und 
wann es zuletzt saniert wurde, kann 
die Grundsteuer teils erheblich hö-
her ausfallen. Wie das kommt – dazu 
Fragen und Antworten:
■ Was ist die Grundsteuer? Sie  
wird auf Grundbesitz erhoben. Dazu 
gehören Grundstücke einschließlich 
der Gebäude sowie Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft. Die Grund-
steuer A wird auf land- und forstwirt-
schaftliche Grundstücke erhoben. In 
Trier spielt diese Steuer keine sehr 
große Rolle. 2024 lagen die Einnah-
men aus der Grundsteuer A bei 
64.000 Euro. Die Grundsteuer B wird 
auf privat oder gewerblich genutzte 
Grundstücke gezahlt. Sie ist wichtig 
für die Stadt, denn hier geht es 2024 
beispielsweise voraussichtlich um Ein-
nahmen von 22,5 Millionen Euro. 
■ Wer zahlt die Grundsteuer? Ei-
gentümerinnen und Eigentümer von 
Immobilien. Steigt die Grundsteuer, 
trifft das aber auch Mieterinnen und 
Mieter: Eigentümer können diese 
Steuer über die Nebenkosten auf al-
le umlegen, die im jeweiligen Haus 
wohnen. 
■ Warum ändert sich etwas an der 
Grundsteuer? Das Bundesverfas-
sungsgericht hat schon 2018 das bis-
herige System für verfassungswidrig 
erklärt, weil es passieren konnte, dass 
eigentlich gleichartige Grundstücke in 
der Nachbarschaft komplett anders 
behandelt wurden, also eine andere 
Grundsteuer fällig wurde. Die alte ba-
sierte auf Werten, die in Westdeutsch-
land aus dem Jahr 1964 stammten, im 
Osten sogar von 1935. Das Bundes-
verfassungsgericht hatte der Bundes-
regierung aufgetragen, dass spätes-
tens bis Ende 2024 eine Neuregelung 
in Kraft treten muss.

■ Wie berechnet sich die Grund-
steuer? Aus dem Wert des Grundbe-
sitzes multipliziert mit der Steuer-
messzahl multipliziert mit dem He-
besatz. Die Steuermesszahl beträgt 
in Rheinland-Pfalz ab 2025 für unbe-
baute Grundstücke 0,34 Promille, für 
Wohngebäude 0,31 Promille. Um 
den Wert des Grundbesitzes zu er-
mitteln, mussten alle Besitzer in den 
letzten Jahren Fragebögen des Fi-
nanzamtes ausfüllen. Dabei wurden 
viele Daten erfasst, die Größen der 
Grundstücke, die Wohnflächen, 
wann die Gebäude zuletzt kernsa-
niert wurden und die Lage, die einen 
großen Einfluss auf den Wert hat. Er 
ist also individuell für jedes Grund-
stück ermittelt worden. Deshalb 
kann die Grundsteuer ab 2025 bei 
manchen Gebäuden teils sehr stark 
steigen, sie kann aber auch gleich-
bleiben oder sogar leicht sinken. 
■ Warum behandelt der Stadtrat 
das Thema? Den Hebesatz legt die 
jeweilige Kommune fest, in Trier ist 
der Stadtrat zuständig. Er hat nun be-
schlossen, den Hebesatz von derzeit 

550 Prozent auf 600 anzuheben. Die-
ser Vorschlag kam von der Verwal-
tung, denn nur so ist sichergestellt, 
dass die städtischen Einnahmen 2025 
so hoch bleiben wie 2024. Bliebe der 
Hebesatz bei 550 Prozent, hätte die 
Stadt nach der neuen Berechnung 1,8 
Millionen Einnahmen weniger. CDU, 
SPD, Grüne, FDP, Die Fraktion die Frei-
en Wähler und der Stadtvorstand 
stimmten im Stadtrat mit 42 Stimmen 
für den höheren Hebesatz. AfD und 
Linke waren mit acht Stimmen dage-
gen, zwei UBT-Vertreter enthielten 
sich. AfD und Linke forderten, erst 
abzuwarten, was eine für Rheinland- 
Pfalz geplante Neuregelung bringt. 
Das Land hatte kürzlich angekündigt, 
den Kommunen die Möglichkeit zu 
geben, unterschiedliche Hebesätze 
festzulegen. Beschlossen ist das aber 
noch nicht – und wie die Regelung 
umgesetzt werden kann, ist noch un-
klar. OB Wolfram Leibe plädierte da-
her im Stadtrat dafür, sich im Laufe 
des Jahre 2025 die neuen Möglichkei-
ten genau anzusehen und Verbesse-
rungen für 2026 umzusetzen.

■ Was bedeutet diese Neurege-
lung für die Bürgerinnen und Bürger? 
Die Stadt hat Musterberechnungen 
gemacht, die zeigen, dass private 
Grundstücksbesitzer – und damit 
auch Mieterinnen und Mieter – 2025 
in vielen Fällen mehr Grundsteuer 
zahlen müssen, während gewerbliche 
Grundstücke entlastet werden. Die 
folgende Musterberechnung (die je 
nach Wohnlage und Grundstücksgrö-
ße wesentlich anders ausfallen kann) 
zeigt, dass bei der erwarteten Steige-
rung der Grundsteuerbeträge im 
nächsten Jahr vor allem die vom Bund 
vorgegebene Neuberechnung der 
Messbeträge der Grund der Verteue-
rung ist – und weniger der jetzt vom 
Stadtrat beschlossene höhere Hebe-
satz: 
3-Zimmer Etagenwohnung:
Messbetrag (alt): 37,57 Euro
Hebesatz 550: 206,64 Euro
Messbetrag (neu): 59,64 Euro
Hebesatz 550: 328,02 Euro
Hebesatz 600: 357,84 Euro
Einfamilienhaus:
Messbetrag (alt): 90,79 Euro
Hebesatz 550: 499,35 Euro
Messbetrag (neu): 150,01 Euro
Hebesatz 550: 825,06 Euro
Hebesatz 600: 900,06 Euro
Mittelständisches Unternehmen:
Messbetrag (alt): 1214,52 Euro
Hebesatz 550: 6679,86 Euro
Messbetrag (neu): 413,20 Euro
Hebesatz 550: 2272,60 Euro
Hebesatz 600: 2479,20 Euro.

Diese Berechnungen sind Mittel-
werte. Die konkrete Steuer kann für 
Grundstücke höher ausfallen, aber je 
nach Lage und Alter des Hauses auch 
niedriger sein oder auf gleicher Höhe 
bleiben.
■ Wann erfährt man, wie viel 
man bezahlen muss? Nach dem Rats-
beschluss der letzten Woche werden 
nun rund 50.000 Bescheide für alle 
Grundbesitzer in Trier fertiggemacht 
und mit dem Datum 6. Januar ver-
schickt. Dann erfahren sie, wie hoch 
die Grundsteuer 2025 ausfällt. Ge-
zahlt wird sie weiterhin nicht in ei-
nem großen Betrag, sondern quar-
talsweise am 15. Februar, 15. Mai, 15. 
August und 15. November.  � mic

Rechenmodelle. Berechnungen für die künftige Grundsteuer sind bisher nur 
auf der Basis von Mittelwerten möglich. � Foto: Adobe Stock

Die Kosten zur Generalsanierung der 
Egbert-Grundschule im Gartenfeld 
einschließlich Errichtung eines Ersatz-
neubaus für die Containerklassen 
steigen von knapp 5,5 auf rund 6,8 
Millionen Euro. Der Stadtrat bewillig-
te die Mehrausgaben bei dem Pro-
jekt, das aus dem Kommunalen Inves-
titionsprogram 3.0 des Landes geför-
dert wird. Die Mehrausgaben werden 
unter anderem mit den deutlich ge-
stiegenen Kosten in verschiedenen 

Gewerken begründet, die sich auch 
im Baupreisindex niederschlagen. Zu-
dem sind im Vergleich mit der ur-
sprünglichen Planung zusätzliche Ar-
beiten erforderlich: So musste am 
Hauptgebäude die Bodenplatte ent-
fernt und durch eine neue ersetzt 
werden sowie die Abdichtung und 
Dämmung des Sockels erneuert wer-
den. Außerdem wurden bei Aus-
schachtungsarbeiten unter dem künf-
tigen Mehrzweckraum (frühere Pau-

senhalle und Nebengebäude) Hohl-
räume und ein Ziegelmauerwerk ge-
funden. Dabei handelt es sich um 
Kellerreste einer Gründerzeitvilla, die 
im Zweiten Weltkrieg lose zugeschüt-
tet worden waren. Jetzt mussten die 
Hohlräume verfüllt werden, um einen 
tragfähigen Untergrund zu schaffen. 
Zudem fand man im Boden alte Bau-
teile, Wurzelstücke und ein schwer 
lösbares Felsstück, die vorher nicht 
bekannt waren und es stieg der Auf-
wand zum Schutz des Baumbestands 
auf dem Grundstück. 

Dacharbeiten Anfang Januar geplant

Auf der Baustelle stehen mittlerweile 
der Neubau als Ersatz für den Klassen-
container, der Mehrzweckraum und 
der Aufzugsschacht im Rohbau. Der-
zeit wird der Sockel des Altbaus sa-
niert und dann verfüllt, damit im An-
schluss das Gerüst für den Abbruch 
und Neubau des Dachs aufgestellt 
werden kann. Anfang 2015 ist der 
Zimmerer auf der Baustelle und stellt 
das Dachtragwerk auf dem Hauptge-
bäude und dem künftigen Mehr-
zweckraum auf. Parallel werden die 
Fenster des Neubaus eingefügt und es 
beginnen die Arbeiten an der Installa-
tionsanlage des Gebäudes. � pe

Neubau. Die Errichtung des künftigen Mehrzweckraums ist ein Schwerpunkt 
der Erneuerung der Egbert-Grundschule. � Foto: Hochbauamt 

Neue Bodenplatte erforderlich
Stadtrat gibt zusätzliches Geld für Generalsanierung der Egbert-Schule frei

Zur Generalsanierung der Wolfsberg-
halle werden zusätzlich rund zwei 
Millionen Euro benötigt, wodurch die 
Gesamtkosten des Großprojektes auf 
rund 9,6 Millionen Euro steigen. Der 
Stadtrat stellte das zusätzliche Geld 
zur Verfügung. Beim ersten Teil des 
Bauprojekts gibt es eine Förderung 
von knapp 4,8 Millionen Euro aus 
dem Kommunalen Investitionspro-
gramm des Landes. Die Zusatzausga-
ben hängen zum einem mit den deut-
lich gestiegenen Baupreisen zusam-
men. So ist seit den ersten Budgetpla-
nungen für das Großprojekt im ersten 
Quartal 2021 der Baupreisindex, der 
als Maßstab für die allgemeine Koste-
nentwicklung  gilt, um rund 36 Pro-
zent gestiegen. 

Außerdem waren zusätzliche Ar-
beiten am Bestandsgebäude erfor-
derlich, und es entstand auch ein 
Mehraufwand beim Abbruch der 
technischen Anlagen sowie bei ver-
schiedenen Erd-, Mauer- und Beton- 
arbeiten. Zudem musste aus statis-
schen Gründen die Konstruktion des 
Vordachs im Besucherbereich geän-
dert werden. Zusätzliche Arbeiten 
gab es auch beim  Ausbau der Halle:  
So mussten zum Beispiel Flurwände 
nicht nur angestrichen, sondern ver-
putzt werden. � red

Gleich bei drei Anträgen im Stadtrat 
ging es um bezahlbares Wohnen. Da-
bei wurde aber jeweils keine Ent-
scheidung im Rahmen einer Abstim-
mung getroffenen, sondern die wei-
tere Behandlung in den städtischen 
Gremien vorbereitet. Bei dem SPD- 
Antrag für eine aktive städtische Bo-
denpolitik, zu dem es Änderungsan-
träge der Linken-Fraktion sowie des 
Jamaika-Bündnisses gab, soll nun 
versucht werden, einem gemeinsa-
men Antrag für die nächste Sitzung 
vorzubereiten. 

Die beiden Anträge der Linken zur 
Sicherstellung der sozialen Wohn-
raumförderung sowie der Forderung 
nach einer sozialen Mietpreisoffensi-
ve einschließlich eines Mietendeckels 
werden demnächst im Sozial-Dezer-
natsausschuss diskutiert. � red

Weiterer Zuschuss  
für Wolfsberghalle 

Wohnbau-Themen in 
Ausschuss verwiesen

Detaillierte Prüfung
Gutachten zur früheren Eberhardschule liegt vor

Sicherheitstechnik erneuert
Weiterer Zuschuss für Projekt an Berufsschule EHS

Ein erstes Gutachten zu den Gebäu-
deschäden in der früheren Eberhard- 
Schule, die zur Deckung des Raumbe-
darfs am benachbarten MPG und 
AVG genutzt werden sollte, liegt seit 
kurzem in den zuständigen Dezerna-
ten der Stadtverwaltung vor und wird 
derzeit geprüft. Bürgermeisterin und 
Schuldezernentin Elvira Garbes legt 
dem Stadtrat nach dem Abschluss 
dieses Prozesses eine Empfehlung 
vor, ob eine Sanierung der Immobilie 
am Alleenring oder der Kauf von Klas-
sencontainern zur Behebung der 
Raumnot an den beiden Gymnasien 
wirtschaftlicher ist. 

Der Stadtrat hatte der Verwaltung 
aufgetragen, wenn möglich und wirt-

schaftlich darstellbar, bei der Con- 
tainer-Lösung eine Kauf-Lösung statt 
einer Anmietung zu realisieren, weil 
diese mutmaßlich auch nach der 
Nutzung für AVG/MPG noch bei an-
deren Schulbauprojekten im Stadt-
gebiet verwendet werden können. 
Ein Kauf von Containern ist bereits 
vorbereitet, wird aber noch bis zu 
der erforderlichen Grundsatzent-
scheidung zur früheren Eberhard- 
Schule zurückgestellt. Die derzeitige 
Übergangslösung für das AVG und 
MPG kann noch bis zum Sommer fort-
bestehen. Daher müssen die zusätzli-
chen Raumkapazitäten erst zum Be-
ginn des nächsten Schuljahrs 2025/ 
26 zur Verfügung stehen.  � mic

Die Kosten zur Erneuerung der kompletten Sicherheitstechnik am Gebäude 
der Berufsbildenden Schule für Ernährung, Hauswirtschaft und Soziales stei-
gen um knapp 2,4 auf jetzt gut 4,7 Millionen Euro. Das Großprojekt begann 
bereits im Schuljahr 2014/15, als bei einer Begehung diverse Mängel festge-
stellt wurden. Der aktuelle Beschluss des Stadtrats beinhaltet neben den zu-
sätzlich zur Verfügung gestellten Geldern den Auftrag zur Umsetzung des 
zweiten Bauabschnitts. Dabei geht es unter anderem um den Austausch von 
Unterdecken in allen Fluren des Gebäudes. Die alten waren vor 1990 einge-
baut worden und entsprechen nicht mehr aktuellen Standards. � red
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Klimaschutz
aktuell

Die aktuelle Ko-
lumne von Klima-
managerin Meik-
se Eisenbeis bie-
tet einige Tipps 
für die Advents- 
und Weihnachts-
zeit.

Vielleicht haben 
Sie ja auch schon 

die ersten Plätzchen gebacken, den 
ersten Winterpunsch getrunken und 
einen Weihnachtsmarkt besucht? 
Weihnachten kommt für viele Men-
schen jedes Jahr überraschend 
schnell, ebenso der Winter und alles 
was dazu gehört. Aber wenn man 
gleich nach den Sommerferien schon 
Lebkuchen, Dominosteine und Zimt- 
sterne kaufen und essen kann, dann 
ist das auch echt übertrieben – dachte 
ich immer. Forschende haben festge-
stellt, dass alles was mit Weihnachten 
zu tun hat, wie die festliche Dekorati-
on, Tannenduft und die Leckereien bei 
uns Menschen, das Glückshormon 
Dopamin ausschütten kann, weil wir 
damit positive Erinnerungen verbin-
den. Und für viele Menschen ist die 
Weihnachtszeit eben eine Zeit der 
schönen Kindheitserinnerungen. 

Für manche kommt allerdings auch 
Stress dazu – die ganzen Geschenke 
besorgen, den Besuch bekochen und 
Plätzchen backen, dann die Weih-
nachtsfeiern für alle Familienmitglie-
der, Karten schreiben, Deko basteln 
und so weiter. Das hat sich bezogen 
auf unsere Kindheitserinnerungen 
ganz schön gewandelt. Da schien uns 
oftmals alles ganz einfach. Strohster-
ne, selbstgemachte Geschenke, der 
Duft von echten Tannenzweigen und 
Bienenwachskerzen. Aber natürlich 
auch nicht immer alles umwelt-
freundlich, denn früher war eben 
auch mehr Lametta am Baum. 

Die Frage, wie man ökologisch nach-
haltig Weihnachten feiern kann, lässt 
sich sehr gut im Internet beantworten: 
Sie hat natürlich was mit LED-Lichter-
ketten, Zeitschaltuhren, Recycling-Ein-
packpapier, Heizung runterdrehen, 
wenn im Backofen Plätzchen backen 
usw. zu tun. Schauen Sie mal nach, es 
gibt viele Anregungen. Auch die Frage, 
was man denn mit dem Baum macht 
und ob man überhaupt einen kaufen 
sollte, wird hier diskutiert. 

Dazu allerdings gebe ich Ihnen auch 
gerne eine Anregung: Am dritten Ad-
ventssamstag, also am 14. Dezember, 
kann man von 10 bis 14 Uhr im Forst- 
amt Quint seinen eigenen Baum aus-
suchen und absägen – es handelt sich 
dann um einen so genannten „ökolo-
gischen Weihnachtsbaum mit Fair-
Trees Zertifizierung“, der im Meulen-
wald gepflanzt wurde und dort ohne 
Düngung und Pflanzenschutzmittel 
aufgewachsen ist. Zur gleichen Zeit 
kann man dort auch Wildbret und 
Wildprodukte aus der Region kaufen 
– alles natürlich nur, solange der Vor-
rat reicht, denn auch Wild ist eine be-
grenzte Ressource. Informationen: 
www.wald.rlp.de/forstamt-trier/an-
gebote/weihnachtsbaum-und-wild-
verkauf. 

Wir als Team der Stabsstelle Klima- 
und Umweltschutz wünschen Ihnen 
eine besinnliche und frohe Weih-
nachtszeit – eine Zeit die Sie mit 
schönen Erinnerungen verbinden.  
Kommen Sie gut ins neue Jahr.

Kontakt zur städtischen
Klimaschutzstelle:

E-Mail: klimaschutz@trier.de
Telefon: 0651/718-4444

Vor allem im Hochsommer bringen 
Bäume, möglichst hoch mit einer 
möglichst breiten Krone, einen 
Mehrwert mit Wohlfühlfaktor mit 
sich. Als Schatten- und Sauerstoff-
spender sind sie unverzichtbar für 
ein günstiges Stadtklima und müssen 
erhalten bleiben. In dicht bebauten 
und stark versiegelten Innenstädten 
sind sie ein wertvoller Baustein für 
die Anpassung an den Klimawandel. 
Der Stadtrat hat deshalb im März ei-
ne Baumschutzsatzung beschlossen, 
die jetzt in Kraft getreten ist. Bäume, 
die unter die Bestimmungen der Sat-
zung fallen, dürfen demnach auch in 
privaten Gärten nur noch mit einer 
Ausnahmegenehmigung gefällt wer-
den. Eine Ersatzpflanzung ist obliga-
torisch.

Welche Bäume sind geschützt?
Von der Baumschutzsatzung betrof-
fen sind alle Bäume ab einem Stamm- 
umfang von 80 Zentimetern, gemes-
sen einen Meter über dem Erdboden. 
Diese dürfen grundsätzlich nicht mehr 
gefällt oder geschnitten werden. Für 
langsam wachsende Bäume wie Ei-
ben, Stechpalmen, Mehlbeeren, 
Buchsbäume und Weißdorne gilt die-
se Regel ab einem Stammumfang von 
40 Zentimetern. Mehrstämmige Bäu-

me sind geschützt, wenn ein Stamm 
einen Umfang von mindestens 30 
Zentimetern aufweist.

Was ist erlaubt?
Fachgerechte Pflege, die dem Erhalt 
der Bäume dient, ist weiterhin mög-
lich. Darunter fällt die Entfernung ab-

gestorbener Äste, die Beseitigung von 
Krankheitsherden sowie die Belüf-
tung und Bewässerung des Wurzel-
werks. Das gleiche gilt für dringende 
Maßnahmen zur Verkehrssicherung.

Was ist verboten?
Neben der Fällung und Entfernung ei-
nes geschützten Baumes gibt es wei-
tere Beschädigungen, die laut Satzung 
untersagt sind. Dazu gehören unter 
anderem
■ Verankerungen
■ Ausschachtungen, Aufschüttun-
gen oder Verdichtungen des Bodens 
im Wurzelwerk
■ Versiegelung des Wurzelbereichs 
mit Asphalt oder ähnlichen Materiali-
en
■ Verwendung von Herbiziden
■ Lagerung oder Freisetzung von 
Schadstoffen in unmittelbarer Nähe.

Gibt es eine Ausnahmeregelung?
Ja. Eigentlich verbotene Eingriffe kön-
nen in folgenden Fällen zulässig sein:
■ wenn der Baum nicht mehr 
standsicher ist,
■ wenn von ihm eine Gefahr aus-
geht oder
■ wenn die Fällung aus übergeord-
netem öffentlichen Interesse dringend 
erforderlich ist.

Ausnahmen von 
der Baumschutz-
satzung müssen 
bei der Stadtver-
waltung per On-
l ine-Formular 
(QR-Code rechts) 
kostenpflichtig 
beantragt werden.

Ist eine Ersatzpflanzung 
vorgeschrieben?
Ja. Wenn die Fällung eines Baums 
genehmigt wurde, muss danach 
möglichst auf dem gleichen Grund-
stück als Ersatz ein Laubbaum ge-
pflanzt werden, der bestimmte Qua-
litätskriterien erfüllt. Als Ersatz für 
einen geschützten Obstbaum ist ein 
neuer Obstbaum, möglichst der glei-
chen Gattung, zu pflanzen. Wenn die 
Ersatzpflanzung nicht möglich ist, 
wird eine Ausgleichszahlung entrich-
tet. Dieses Geld verwendet die 
Stadtverwaltung für Erhalt, Pflege 
und Ergänzung des eigenen Baumbe-
stands.

Bietet die Stadt eine Beratung an?
Ja, zur baumfachlichen Beratung 
steht die Abteilung StadtGrün unter 
der Rufnummer 0651/718-3900 zur 
Verfügung.� kig

Fällen nur im Ausnahmefall
Fragen und Antworten zur neuen Baumschutzsatzung der Stadt Trier

Der Weg zum Maximalversorger
Klinikum Mutterhaus feiert 175-jähriges Bestehen / Nach Gottesdienst Feier in der Europahalle

Das Klinikum Mutterhaus der Bor-
romäerinnen feierte am 3. Dezember 
seinen 175. Geburtstag. Den Auftakt 
des Jubiläumstages bildete eine ein-
drucksvolle Messe in der St. Josef-Ka-
pelle des Klinikums, die gemeinsam 
mit Bischof Dr. Stephan Ackermann 
gefeiert wurde. Im Anschluss fand 
eine festliche Jubiläumsfeier in der 
Europahalle statt, wo OB Wolfram 
Leibe eine besondere Frau ehrte.

Zahlreiche Gäste, darunter prominen-
te Persönlichkeiten aus Kirche, Politik 
und Gesellschaft, nahmen teil, um die 
bewegende Geschichte und zukunfts-
weisende Arbeit des Klinikums zu 
würdigen. In interessanten Vorträgen 
wurden sowohl die christlichen Wur-
zeln des Hauses als auch seine Rolle 
als moderner Gesundheitsversorger 
hervorgehoben. Die beeindruckende 
Entwicklung des Klinikums – von einer 
kleinen, von Ordensschwestern ge-
führten Einrichtung zu einem Kran-
kenhaus der Maximalversorgung – 
zeichnete der Theologe Dr. Frederik 
Simon nach. Er unterstrich die konti-
nuierliche Verbindung von Tradition 
und Innovation, die das Klinikum bis 
heute prägt. 

Dr. Christian Sprenger, Geschäfts-
führer des Klinikums, betonte die 
Bedeutung des Mutterhauses für die 
Region, dankte Oberbürgermeister 
Wolfram Leibe für die vertrauensvol-
le Zusammenarbeit und würdigte die 
Unterstützung aus der Politik sowie 
die enge Kooperation mit dem Brü-
derkrankenhaus. In seiner Rede ehr-
te OB Wolfram Leibe die Arbeit der 
Ordensschwestern und verlieh 
Schwester M. Elisabeth Mues, der 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats, eine 
Ehrenurkunde für ihr herausragen-
des Engagement. Er unterstrich, wie 
ihre Führung und Entscheidungskraft 
das Klinikum geprägt und maßgeb-
lich weiterentwickelt hätten. Sie 
durfte sich auch in das Ehrenbuch 
der Stadt eintragen (Seite 10). 

Der rheinland-pfälzische Gesund-
heitsminister Clemens Hoch würdig-
te das Klinikum als „Leuchtturm der 
Maximalversorgung“ und sicherte 

weitere Unterstützung für seine Ent-
wicklung zu. Thomas Stiren, Präsi-
dent der IHK Trier, ehrte das Klinikum 
mit einer Urkunde und hob dessen 
Rolle als Wirtschaftspartner und in-
novativen Arbeitgeber hervor.

Das 175-jährige Bestehen des Klini-
kums Mutterhaus sieht Geschäftsfüh-
rer Sprenger nicht nur als Anlass, stolz 
auf die Vergangenheit zu blicken, son-
dern auch als Verpflichtung für die 
Zukunft: „Unsere Mission bleibt, den 
Menschen in den Mittelpunkt zu stel-
len – mit Spitzenmedizin, Hingabe 
und christlicher Nächstenliebe“, be-
tonte er. Angesichts der Herausforde-
rungen in der Gesundheitsversor-
gung, insbesondere in ländlichen Re-

gionen, hob der Geschäftsführer die 
Bedeutung starker Partnerschaften 
und richtungsweisender Strategien 
hervor: „Zur Sicherstellung der Ge-
sundheitsversorgung, insbesondere 
in den ländlichen Regionen, sind der 

Aufbau von Versorgungsketten und 
ein gutes Netzwerk erforderlich, um 
Synergien zu schaffen, Ressourcen  
effizienter zu nutzen und den Zugang 
zu medizinischer Versorgung nachhal-
tig zu gewährleisten.“� red

Feierlichkeiten. Bei der Jubiläums- 
feier in der Europahalle dankte Ober-
bürgermeister Wolfram Leibe den 
Ordensschwestern für ihre beständi-
ge Arbeit (großes Foto). Eine Messe 
fand in der St. Josef-Kapelle des Klini-
kums statt. � Fotos: Mutterhaus

Naturdenkmal. Stadtbäume sind 
wertvoll.� Foto: Presseamt/kig
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Dekon-Zug Trier gegründet  
Neue Facheinheit mit Personal von Feuerwehren aus Kreis und Stadt 

Zur Dekontamination Verletzter 
brauchen Feuerwehren spezielle Fä-
higkeiten. Deswegen haben der Kreis 
Trier-Saarburg und die Stadt Trier ein 
gemeinsames Projekt gestartet und 
bilden eine neue Facheinheit „Dekon 
Zug Trier“ aus. Freiwillige Feuerweh-
ren aus Stadt und Kreis stellen dabei  
– unterstützt von der Berufsfeuer-
wehr – das Personal.

Von Ernst Mettlach 

„Technik und Abläufe sind komplex 
und benötigen viel speziell ausgebil-
detes Personal, da ist es sinnvoll, 
dass wir unsere Kräfte bündeln“, sagt 
Ralf Cordel von der Berufsfeuerwehr 
Trier, der gemeinsam mit Florian 
Weier von der Feuerwehr Wincherin-
gen die Ausbildung der neuen Ein-
heit verantwortet. Jetzt wurden in 
rund 50 Stunden die ersten 20 Feuer-
wehrleute aus Kreis und Stadt ge-
schult. Weiteres Personal wird 2025 
und darüber hinaus ausgebildet. 

Container voller Ausrüstung

Herzstück der Einheit ist ein neuer 
Abrollbehälter zur Dekontamination 
Verletzter (AB-Dekon-V), den die 
Stadt Trier angeschafft hat. „Es ist 
der erste seiner Art in Rheinland- 
Pfalz“, betont Cordel. Der zwölf Ton-
nen schwere und knapp sieben Me-
ter lange Container steckt voll mit 
Ausrüstung.  „In dem Abrollbehälter 
befindet sich unter anderem ein  
Duschsystem mit Dekontaminations-
mitteln und Schutzausrüstung für 
unsere Einsatzkräfte“, erklärt Cordel. 
Auch Heißwassermodul, Schläuche, 

Pumpen, Aggregate, Zelte, Beleuch-
tung, Wechselkleidung und Dusch-
zeug gehören zur Ausstattung. Durch 
die Containerbauweise ist das Sys-
tem hochmobil. „So können wir  
direkt am Einsatzort behandeln und 
verhindern, dass sich Gefahrstoffe 
ausbreiten.“ Auch die  Dekontamina-
tion von Personal in  Schutzkleidung 
und die Einsatzstellenhygiene bei 
Großeinsätzen werden abgedeckt. 

„Zum Einsatz kommt die neue Fa-
cheinheit vor allem, wenn beispiels-
weise nach einem Unfall oder auch 
nach einem Anschlag viele Verletzte 
von chemischen, biologischen, radio-
logischen oder nuklearen Stoffen be-
freit werden müssen“, erklärt De-
kon-Experte Florian Weier von der 
Feuerwehr Wincheringen. Einmal 
aufgebaut könnten pro Stunde bis zu 

50 Patienten behandelt werden. 
„Um das zu erreichen, brauchen wir 
insgesamt 47 Einsatzkräfte." Dieses 
Personal wird gestellt von den Frei-
willigen Feuerwehren Rodt, Nittel, 
Wincheringen sowie von der Freiwil-
ligen Feuerwehr Stadtmitte aus Trier, 
daneben stellen weitere Wehren aus 
der Stadt Lkw-Fahrer. Die Berufsfeu-
erwehr stellt Abrollbehälter sowie 
Mitarbeitende des Rettungsdienstes 
zur Verfügung.  

„Wir haben uns am Dekon-Konzept 
aus Nordrhein-Westfalen orientiert 
und es auf unsere Bedürfnisse ange-
passt“, erklärt Florian Weier. Mittler-
weile dient die neue Einheit sogar 
selbst als Vorbild. „Die Feuerwehr 
Berlin schafft solche Abrollbehälter 
an und hat sich das bei uns gründlich 
angeschaut“, verrät Ralf Cordel. 

Interkommunales Ehrenamt. Der neue „Dekon-Zug Trier“ besteht aus freiwil-
ligen Feuerwehrleuten aus Trier und dem Kreis Trier-Saarburg, die aufwändig 
ausgebildet werden. Kern der Einheit ist ein spezieller Abrollbehälter, an den 
Zelte angebaut werden (Bild links). Hier können dann bis zu 50 Verletzte in der 
Stunde dekontaminiert werden, auch nicht-gehfähige. �Fotos: Feuerwehr Trier
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„Hier wird Zukunft gestaltet“
Neue Frida-Kahlo-Grund- und Förderschule auch für Trierer Kinder / Inklusion konsequent umgesetzt

Das integrative Schulprojekt in 
Schweich wurde mit einer Einwei-
hungsfeier offiziell seiner Bestim-
mung übergeben. Nach mehrjähri-
ger Bauzeit steht am Ermesgraben 
nun mit der rund 47 Millionen Euro 
teuren Frida-Kahlo-Schule ein hoch-
modernes Gebäude, in dem Inklusi-
on auf beeindruckende Weise ge-
lebt wird. Der Neubau hat auch Aus-
wirkungen auf die Trierer Schulland-
schaft. 

Das weitläufige Ensemble beherbergt 
neben der Grundschule Schweich die 
bisherige Treverer-Förderschule für 
motorische Entwicklung, die zuvor im 
Trierer Stadtteil Heiligkreuz ansässig 
war. Dieses Gebäude wird nun herge-
richtet, um als Ausweichquartier für 
die sanierungsbedürftige Porta Nig-
ra-Schule in Trier-Nord zu dienen. In 
Schweich haben mehr als 500 Kinder 
und Jugendliche und rund 110 Mitar-
beitende beider Schulen bereits im 
Sommer ihr neues Domizil bezogen.

Pia Rücker, Leiterin der Förder-
schule, und Sabine Roths, Konrekto-
rin der Grundschule, begrüßten rund 
230 Gäste zur Einweihungsfeier. In 
dem neuen Gebäude würden sie sich 
sehr wohl und gut aufgehoben füh-
len, sagten die Pädagoginnen. Es sei 
toll, zu sehen, wie die Kinder beider 
Schulen schon nach wenigen Wo-
chen von selbst aufeinander zugehen 
würden.

Zukunftsweisendes Projekt

„Ich bin sehr stolz, dass wir dieses 
vorbildliche Projekt offiziell einwei-
hen können“, erklärte Landrat Stefan 
Metzdorf. Es stehe für eine gelunge-
ne Kombination aus moderner Archi-
tektur und Inklusion. Dieses Gebäu-
de mit den beiden Schulen sei ein 
Ort, „an dem Zukunft gestaltet wird“. 
Es sei ein Meilenstein und setze 
Maßstäbe – nicht nur für den Land-

kreis Trier-Saarburg, sondern weit 
über die Region hinaus. Die Inklusi-
on, die hier im Vordergrund stehe, 
sei kein Endpunkt, sondern ein Pro-
zess. Die Schülerinnen und Schüler, 
die hier unterrichtet würden, seien 
Botschafter, die Werte wie Respekt 
und Toleranz weitergeben würden – 
gerade in der heutigen Zeit sei dies 
wichtiger denn je. 

Auch Landesbildungsministerin Ste-
fanie Hubig würdigte die Besonder-
heiten des Projekts. Hier sei etwas 
Einzigartiges entstanden. Das Raum-
konzept des Gebäudes setze Maßstä-
be. So biete es zum einen die Mög-
lichkeit für Durchlässigkeit, zum ande-
ren aber auch für die individuelle 
Förderung der Schülerinnen und 
Schüler. Sie freue sich über die Leben-
digkeit der Gemeinschaft. 

Beigeordneter Christian Scholtes 
bezeichnete für die gastgebende Ver-
bandsgemeinde Schweich das inklusi-
ve Schulprojekt als zukunftsweisend: 
„Es bietet viele Chancen. Mit der Fer-
tigstellung und dem Miteinander der 
Schulen kann nun eine Vision Wirk-
lichkeit werden.“ Der rund 47 Millio-
nen Euro teure Bau ist ein Gemein-
schaftsprojekt des Landkreises und 
der Verbandsgemeinde Schweich. Sie 
haben sich 2015 im Zweckverband 
„Integratives Schulprojekt Schweich“ 
für das Projekt zusammengeschlos-
sen. Das Land hat das Vorhaben mit 
rund 14,7 Millionen Euro gefördert. 
Die Stadt Trier beteiligt sich künftig an 
dem Schuldendienst für die Schule, 
um Darlehen abzuzahlen. Sie wurde 
bei der Feierstunde durch Bürger-
meisterin Elvira Garbes vertreten.

Der neue Komplex umfasst fünf 
Bauteile, die auf die Bedürfnisse der 
Förder- sowie der Grundschule abge-
stimmt sind. Unterrichts-, Therapie- 
und Pflegeräume finden sich dort 
ebenso wie ein Bewegungsbad und 
eine Dreifeld-Sporthalle. Die Mensa 
mit Mehrzweckraum dient als zentra-
ler Treffpunkt und ist das Herzstück 
des Ensembles. Barrierefrei gestaltete 
Außenbereiche bieten vielfältige Spiel- 
und Bewegungsmöglichkeiten. 

Auch technisch ist das Gebäude vor-
bildlich und nachhaltig ausgestattet – 
unter anderem mit einem Eis-Energie-
speichersystem. Die Schule ist nach 
der berühmten mexikanischen Male-
rin Frida Kahlo (1907-1954) benannt, 
die 1925 Opfer eines schweren Busun-
glücks wurde und seitdem unter er-
heblichen Einschränkungen litt.� red

Kunst am Bau. Die Glassäulen mit dem Titel „bunt sehen“ der Künstlerin Birgit Schuh bringen auf dem Schulhof Farbe 
ins Spiel.  � Foto: Zweckverband Integratives Schulprojekt Schweich

Publikumsmagnet. Der spanisch-deutsche Sänger Álvaro Soler ist am 19. Juni 
beim Porta hoch drei-Festival live zu sehen. � Foto: Jakob Furis

Sprachtalent auf der Bühne
Sänger Álvaro Soler bei Porta hoch drei

Wer sich mit den Texten des spa-
nisch-deutschen Sängers Álvaro Soler 
auseinandersetzt, merkt sofort, 
dass hier eine Texttiefe vor-
herrscht – vielleicht auch des-
halb, weil der in Barcelona 
und Tokio aufgewachsene 
Musiker selbst ein Sprachta-
lent ist. Am Donnerstag, 19. 
Juni, tritt er beim Porta hoch 
drei-Festival auf. Damit steht nach 
Max Herre und Joy Denalane der 
zweite Act für das Open Air-Festival 
2025 vor der Porta Nigra fest.

Positivität und Nachdenklichkeit

In seiner kürzlich veröffentlichten 
Single „Cero“ (Null) kombiniert Álvaro 
Soler nicht nur Latin Pop mit Afro 

House – er verbindet auch den eigent-
lich unbeschwert klingenden Sound 

eines optimistischen Sommer-
songs mit dem Thema des 

Neuanfangs in einer Welt, in 
der viele Dinge aus dem Ru-
der laufen. 
Mit einer Mischung aus Posi-

tivität und Nachdenklichkeit 
geht der 33-Jährige im kommen-

den Sommer auf seine „La Gira“-Tour, 
die ihn unter anderem nach Trier 
führt. Vor der beeindruckenden Kulis-
se der Porta Nigra hat er dann auch 
seine großen Hits wie „La cintura“ und 
„Sofia“ dabei, die ihn in Deutschland 
bekannt machten. � red

■ Tickets gibt es bei kartenvorver-
kauf-trier.de.

In dieser wöchentlichen Kolumne 
stellt die Rathaus Zeitung mit Unter-
stützung des Amts für Stadtkultur 
und Denkmalschutz wöchentlich 

wichtige Kulturtermine vor. 
Mehr davon gibt es online 
im Eventkalender unter 
www.heute-in-trier.de

   Ob man sich zur Vorbereitung auf 
das große Fest lieber mit Weih-
nachts- oder Rockmusik einstimmen 
möchte – in Trier ist in dieser Woche 
beides möglich.

Am Freitag schaut Konstantin 
Schmidt mit seinem Musik-Kaba-
rett-Programm „Glühwein zum Früh-
stück“ im Kleinen Saal der Tufa vor-
bei. Das Motto des Abends ist „In 24 
Schlückchen zur Besinnlichkeit“. Mit 
seinem trockenen Humor – begleitet 
vom Klavier – beschert er seinem  
Publikum eine gelungene Ablenkung 
vom Weihnachtsstress. 

Am Samstag gibt es dann ein Stück 
regionaler Rockmusikgeschichte zu 
erleben: Die Neue-Deutsche-Welle-
Band „Lusthansa“ präsentiert ihr 
neues Livealbum „Livehansa“ im 
Großen Saal der Tufa. Die in Trier be-
kannte Band wurde 1982 in der Mo-
selstadt gegründet. Bereits die erste 
Single „Nix Neues in Poona“ wurde 
zu einem Hit. Sie spielte unzählige 
Live-Konzerte, ehe sie sich auflöste 
und mittlerweile – mit Sicherheit zur 
Freude vieler – wieder zusammenge-
funden hat.

Eine Führung im ältesten Weinkel-
ler Deutschlands bietet die TTM ak-
tuell jeden Mittwoch- und Freitag-
vormittag bei den Vereinigten Hospi-
tien an. Teile des Kellers sind Reste 
der römischen „horrea“. Erbaut um 
330 nach Christus in der Hochzeit 
der römischen Kaiserstadt Trier, 
dienten sie den römischen Bürgern 
als Magazin und Speicherhaus. Im 
Rahmen der Führung erhalten die 
Gäste einen kleinen Einblick in die 
wechselvolle Geschichte des ältes-
ten Weinkellers in Deutschland und 
können dabei zwei hauseigene Wei-
ne probieren. Treffpunkt ist bei den 
Vereinigten Hospitien am Krahnen- 
ufer.

Das Theater Trier lädt am Don-
nerstagabend zu der Familienoper 
„Jim Knopf und Lukas der Lokomo- 
tivführer“ ein. Michael Endes welt-
berühmtes Kinderbuch wurde 2019 
zum ersten Mal als Kinderoper ver-
tont und an der Komischen Oper 
Berlin uraufgeführt. Die renommier-
te australische Komponistin Elena 
Kats-Chernin hat ein heiter-poeti-
sches, zauberhaftes Märchen kom-
poniert, das Jung und Alt in seinen 
Bann zieht. Der Kinder- und Jugend-
chor des Theaters Trier geht gemein-
sam mit dem Musiktheaterensem- 
ble auf eine fantasievolle Reise – be-
gleitet vom großen Orchester. Zau-
berhaft, mitreißend, poetisch und 
kindgerecht.

Passend zur Vorweihnachtszeit 
bietet das Stadtmuseum am Sonn-
tagnachmittag eine Lesung rund um 
die schönsten weihnachtlichen Bräu-
che mit Weihnachtsexperte Raimund 
Gründler und Museumsdirektorin Dr. 
Viola Skiba an. 

Vorweihnachtlich wird es auch am 
Samstag: Am Vormittag können Kin-
der nach einer kurzen Führung in der 
Weihnachtsausstellung im Stifterka-
binett des Museums Geschenke bas-
teln, Karten gestalten oder Ge-
schenkpapier bedrucken. In der Zwi-
schenzeit können die Eltern ihre 
Weihnachtseinkäufe in der Stadt er-
ledigen. Anmeldung für diese Veran-
staltung per E-Mail an museumspae-
dagogik @trier.de. � red

Eingang des Museums  
wird besucherfreundlicher

Umgestaltung läuft bis Mitte Dezember
Im Vorfeld der 
mit Spannung 
erwarteten Lan-

desausstellung „Marc Aurel“ freut 
sich das Stadtmuseum über die Neu-
gestaltung seines Foyers. Der Ein-
gangsbereich wird derzeit besucher-
freundlicher und inklusiver umge-
staltet und wird zur Landesausstel-
lung in einem modernen Design er-
strahlen. Er wird den Besucherinnen 
und Besuchern einen barrierefreien 
und einladenden Zugang zur Dauer-
ausstellung und der neuen Sonder-
ausstellung bieten. Ermöglicht wird 
die Umgestaltung durch Fördermittel 
des Landes Rheinland-Pfalz, über de-
ren Bewilligung sich das Stadtmuse-
um in diesem Jahr freuen durfte. 

Nach der Eröffnung der neuen Son-
derausstellung „Konturen der Stadt“ 
wird nun bis voraussichtlich Mitte De-
zember im Eingangsbereich gearbei-
tet. Dadurch kann es zu Beeinträchti-
gungen im Kassenbetrieb und Muse-
umsshop kommen, doch bleibt das 
Museum geöffnet.

Die Umgestaltung des Foyers ist 
Teil der kontinuierlichen Bestrebun-
gen des Stadtmuseums, die Service-
bereiche und Ausstellungsräume zu 
optimieren und ein ansprechendes 
Ambiente für alle Besucherinnen 
und Besucher zu schaffen. Das Muse-
um wird eine neue Außenwirkung 
entfalten und ab dem nächsten Jahr 

gibt es auch Neues im Eingang zu 
entdecken. Die Umgestaltung wird 
nicht nur die Atmosphäre im Muse-
um aufwerten, sondern auch den 
Besucherfluss verbessern, sodass die 
Gäste von Anfang an in die reiche Ge-
schichte der Stadt Trier eintauchen 
können. Zu Beginn des neuen Jahres 
wird das Ergebnis der Umgestaltung 
der Öffentlichkeit präsentiert und 
das Team des Stadtmuseums freut 
sich bei dieser Gelegenheit auf Besu-
cherinnen und Besucher. � red

Gestapo-Reihe
In der Reihe „Gestapo in Trier“ hält  
Björn Stumm am Dienstag, 17. De-
zember, 19 Uhr, im Stadtmuseum 
einen Vortrag mit dem Titel „[…] 
und wir haben immer noch nichts 
zu unseren Entschädigungszahlun-
gen gehört.“ Dabei geht es um die 
Wiedergutmachung für Überle-
bende der Vernichtungslager der 
„Aktion Reinhardt“. Dabei hatte 
SS-Chef Heinrich Himmler im Juli 
1942 die systematische Ermor-
dung aller Juden angeordnet, die 
in den fünf Distrikten Warschau, 
Lublin, Radom, Krakau und Lvov 
des polnischen Generalgouverne-
ments lebten. In diesem Rahmen 
wurden bis Oktober 1943 über 1,3 
Millionen Juden ermordet. 
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Kreiswahlvorschläge  
schnell einreichen

Aufwändige Prüfung der Listen zur Bundestagswahl
Obwohl der Termin 23. Februar für 
die vorgezogene Bundestagswahl 
noch nicht von Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier bestätigt ist, 
veröffentlicht OB Wolfram Leibe als 
Kreiswahlleiter im Wahl-
kreis 202 eine offizielle Auf-
forderung zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen (Be-
kanntmachung auf Seite 
13). Damit kommt er einer 
Aufforderung der Bundes-
wahlleiterin und des Lan-
deswahlleiters nach. Die 
Zeit drängt, denn die Fristen zur Ein-
reichung der Kreiswahlvorschläge, 
die in den Kommunen noch eine auf-
wändige Prüfung durchlaufen müs-
sen, endet am Montag, 20. Januar, 18 
Uhr. Hinzu kommt, dass zur Einrei-
chung teilweise auch Unterstützungs-
unterschriften von 200 Wahlberech-
tigten aus dem Wahlkreis vorzulegen 
sind. Grundsätzlich gilt: Je schneller 
die Listen im Rathaus eingereicht 
werden, desto besser. 

Eine weitere Frist bis Montag, 7. Ja-
nuar, 18 Uhr, gilt für Parteien, die im 
Bundestag und Landtag seit der letz-
ten Wahl nicht auf der Basis eigener 
Wahlvorschläge ununterbrochen mit 
mindestens fünf Abgeordneten ver-
treten sind. Sie müssen ihre Absicht 
zur Teilnahme schriftlich anzeigen. 

Wahlhelfer gesucht

Neben der Prüfung der eingereichten 
Liste steht derzeit im Bereich Wahlen 
des Amts Stadtentwicklung, Statistik 
und Wahlen im Rathaus vor allem die 
Anwerbung von Freiwilligen für den 

Einsatz im Wahllokal und die Auszäh-
lung der Briefwahl im Vordergrund. 
Dafür werden insgesamt etwa 1000 
Personen benötigt. Gesucht werden 
noch Personen, die als Wahlvorsteher 

oder Schriftführer im Ein-
satz sind. OB Wolfram Leibe 
betont: „Wahlhelferin oder 
Wahlhelfer zu sein, ist ge-
lebte und konkrete Mitar-
beit an unserer Demokra-
tie.“ Insgesamt geht die 
Verwaltung davon aus, dass 
die Auszählung deutlich 

schneller verläuft als bei der Kommu-
nal- und Europawahl Anfang Juni. Im 
Gegensatz zu den damaligen Wahlen, 
bei denen die Bürgerinnen und Bür-
ger je nach Stadtteil über 70 Kreuz-
chen machen konnten, gibt es bei der 
Bundestagswahl nur zwei Stimmen, 
eine für die Partei, eine für den Di-
rektkandidaten im Wahlkreis.

Der Bereich Wahlen im Amt Stadt- 
entwicklung, Statistik und Wahlen, der  
sonst nur aus drei Mitarbeitenden be-
steht, wird wie bei anderen Wahlen, 
kurzfristig verstärkt. 59 Wahllokale, 
verteilt über die ganze Stadt, mussten 
kurzfristig gefunden werden. Da vor-
aussichtlich viele Menschen wieder 
die Möglichkeit zur Briefwahl nutzen, 
gibt es auch 59 Briefwahlbezirke.� red

 
■ Wer Wahlhelfer 
werden will, kann 
sich im Bereich Wah-
len melden, telefo-
nisch (0651/718-
4193), per E-Mail an 

wahlen@trier.de oder direkt über ein 
Kontaktformular (QR-Code links)

Derzeit besteht die E-Bus-Flotte der 
Stadtwerke aus drei Fahrzeugen, nun 
folgt der nächste große Schritt auf 
dem Weg zu Triers Mobilitätswende 
durch den verstärkten Einsatz von 
grünem Strom statt Diesel. 

Der Trierer OB 
und SWT-Verwal-
tungsratsvorsit-

zende Wolfram Leibe freute sich über 
die Lieferung von 18 E-Bussen: „Wir 
sehen uns als Treiber der Elektrifizie-
rung in der Mobilität. Mit insgesamt 
36 E-Bussen modernisieren wir unse-
re Busflotte und tauschen Diesel-Fahr-
zeuge aus. Das kommt vor allem den 
Bürgerinnen und Bürgern in Trier zu-
gute, denn die E-Fahrzeuge sind sehr 
leise und umweltfreundlich unter-
wegs.“ SWT-Vorstand Arndt Müller 

ergänzte: „Bis Ende 2025 setzen wir 
39 E-Busse ein, was mehr als 40 Pro-
zent unserer Flotte entspricht. Dabei 
nutzen wir als Energie- und Infrastruk-
turdienstleister die Chancen der Sek-
torenkopplung. So können wir unsere 
Busse statt mit Diesel mit regional 
erzeugtem grünem Strom versorgen. 
Ein Teil der Energie wird in Photovol-
taikanlagen direkt auf unserem Be-
triebshof erzeugt. Bis Ende 2034 wol-
len wir unsere Busflotte zu 100 Pro-
zent elektrisch betreiben.“

Start voraussichtlich Anfang 2025

Möglich macht die große Investition 
in Triers Mobilitätswende das Bun-
desministerium für Digitales und Ver-
kehr, das die Anschaffung von 36 neu-
en Elektrobussen und unter anderem 

36 Ladesäulen(150 kW) auf dem SWT-
Betriebshof mit einer Förderung von 
zwölf Millionen Euro unterstützt. 

Einen Ausblick auf die nächsten 
Schritte gab Elmar Kandels, Geschäfts-
führer der SWT Verkehrs-GmbH: „Wir 
rüsten die 17 Solo- und den Gelenk-E-
Bus linienfertig aus und statten sie 
unter anderem mit neuester Bord-
technik aus. Voraussichtlich Anfang 
des neuen Jahres können wir sie in 
unser Netz integrieren. Den E-Gelenk-
bus werden wir schwerpunktmäßig 
auf den Linien 6, 13 und 81 einsetzen, 
die Solobusse auf den Linien 2, 4, 7, 
14, 82, 84, 85, 86, 88 und 89. Für 2025 
haben wir 17 E-Gelenkfahrzeuge und 
einen Solo-E-Bus bestellt.“ � red

■  Weitere Informationen zu dem 
Projekt: www.swt.de/e-mission

Am Start. Freuen sich über Triers ersten Elektro-Gelenkbus: SWT-Vorstand Arndt Müller, OB Wolfram Leibe, sowie 
Elmar Kandels und Daniel Walther, Geschäftsführer und Prokurist der SWT-Verkehrs-GmbH (v. r.). Foto: Ensch Media

Grüner Strom statt Diesel
Trierer Stadtwerke nehmen 18 neue E-Busse in Betrieb
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Klare Forderungen an Regierung
OB Leibe bei Treffen des Deutschen Städtetags in Frankfurt / Neuer Hauptgeschäftsführer gewählt

Der Deutsche Städtetag vertritt die 
Interessen aller kreisfreien und der 
meisten kreisangehörigen Städte – 
auch Trier ist Mitglied. Oberbürger-
meister Wolfram Leibe nahm an der 
jüngsten Sitzung des Hauptausschus-
ses in Frankfurt teil, bei der konkrete 
Forderungen an die Bundesregierung 
formuliert wurden.

Nach dem Ende der Ampel-Koalition 
im Bund liegen etliche Vorhaben der 
bisherigen Bundesregierung derzeit 
auf Eis. Der Deutsche Städtetag appel-
liert an die Bundespolitik, wichtige 
Entscheidungen für das Zusammenle-
ben in den Städten nicht bis nach der 
Wahl zu verschieben oder gar fallen 
zu lassen. Im Interesse der Bürgerin-
nen und Bürger sollten wichtige Be-
schlüsse, auf die die Städte dringend 
warten, noch gemeinsam von Regie-
rungsparteien und Opposition in die 
Spur gebracht werden.

Nach der Sitzung von Präsidium und 
Hauptausschuss des Deutschen Städ-
tetages in Frankfurt am Main erklärte 
dessen Präsident, Oberbürgermeister 
Markus Lewe aus Münster: „Im anste-
henden Bundestagswahlkampf wer-
den die Parteien mit ihren inhaltlichen 
Konzepten um die Stimmen der Bür-
gerinnen und Bürger werben. Das ge-
hört zum demokratischen Prozess. 
Bevor die Bundespolitik aber vollends 
in den Wahlkampf-Modus umschaltet, 
sollten sich noch parteiübergreifend 
Mehrheiten für Projekte finden, für 
die sich die Städte lange eingesetzt ha-
ben.“

Bauen und Wohnen

Bei den Themen Bauen und Wohnen 
stocken gerade mehrere Vorhaben, 
vor allem die Reform des Baugesetz-
buches und die Verlängerung der 
Mietpreisbremse. Die Baugesetzbuch- 
Novelle hätte den Städten an vielen 
Stellen Wohnungsbau ohne kompli-
zierte Planungsverfahren ermöglicht. 
Und wenn die Mietpreisbremse auf 
Bundesebene nicht noch verlängert 
wird, werden die entsprechenden 
Landesverordnungen im neuen Jahr 

reihenweise auslaufen, prognostiziert 
der Städtetag. Dabei sei die Mietpreis-
bremse ein wichtiger Baustein gegen 
immer weiter steigende Mieten. Der 
Städtetagspräsident sagte: „In Summe 
ist das eine problematische Mischung. 
Wenn beide Vorhaben kippen, wäre 
das ein schlechtes Signal an all die 
Menschen in unseren Städten, die 
dringend mehr bezahlbaren Wohn-
raum brauchen.“

Auch ein Nachfolger des inzwischen 
ausgelaufenen Digitalpakts Schule ist 
durch das Aus der Ampel ungewiss. 
Die Gespräche zwischen Bund und 
Ländern zum Digitalpakt 2.0 sollten 
nach Meinung des Städtetags auf je-
den Fall fortgesetzt werden. Lewe: 
„Der amtierende Bundesbildungsmi-
nister muss jetzt die neue Digital-
pakt-Vereinbarung mit den Ländern 
zu Ende verhandeln und der künftigen 
Bundesregierung als Empfehlung mit-

geben. Wir können es uns nicht leis-
ten, nach der Bundestagswahl mit 
den Verhandlungen zum Digitalpakt 
2.0 von vorne anzufangen.“ 

Wenn weiter unklar bleibe – so Le-
we – wie die Digitalisierung an Schu-
len finanziert werden solle, habe das 
handfeste Konsequenzen für Schulen, 
Schülerinnen und Schüler: „Tablets 
und Laptops müssen laufend ersetzt 
werden, wenn sie alt oder defekt sind. 
Und auch die IT-Infrastruktur für zu-
verlässig laufende Netzwerke muss 
weiter finanziert werden.“ Passiere 
das nicht, bestehe die Gefahr, dass die 
digitale Ausstattung der Schulen so-
gar wieder zurückgebaut werde, ist 
Lewe überzeugt. „Das wäre ein Ar-
mutszeugnis für Deutschland. Damit 
würden sich vor allem die Bildungs-
chancen von Schülerinnen und Schü-
lern aus ärmeren Haushalten wieder 
verschlechtern.“ � red

Zusammenkommen. Der Hauptausschuss des Deutschen Städtetags tagte mit dessen Präsident Markus Lewe (vorne, 
3. v. r.) und Hauptgeschäftsführer Helmut Dedy (2. v. l.) im Frankfurter Rathaus, dem Römer. � Foto: Andreas Varnhorn 

Die Berufsfeuerwehr Trier ist ab sofort 
in der Lage, der Deutschen Bahn (DB)
bei komplexen Einsätzen im Gleisbe-
reich noch schneller und sicherer zu 
helfen. Besonderes Augenmerk liegt 
dabei auf der sicheren Erdung von 
Oberleitungen, die eine wesentliche 
Voraussetzung für Rettungsmaßnah-
men an den Gleisen sind. 

Bei Bahnunfällen, bei denen in der 
Nähe der Oberleitungen gearbeitet 
werden muss, ist das Abschalten die-
ser Leitungen durch die DB nötig. Zu-
sätzlich muss der betroffene Bereich 
geerdet werden, um den verbleiben-
den Strom sicher ins Erdreich abzulei-
ten. Erst danach können Einsatzkräfte 
gefahrlos im Gleisbereich agieren. 

Normalerweise übernimmt der so-
genannte Notfallmanager der DB die-
se Aufgabe. Allerdings kann es durch 
die begrenzte Anzahl dieser Spezialis-
ten zu Verzögerungen beim Eintref-
fen am Einsatzort kommen. Um diese 
Zeit effektiv zu überbrücken, hat die 
DB in den vergangenen Monaten 
rund 90 Angehörige der Berufsfeuer-
wehr Trier umfassend geschult. 

Schnell handeln bei Alarmierung

In mehreren Trainingseinheiten lern-
ten die Einsatzkräfte den sicheren 
Umgang mit den technischen Gerä-
ten zur Erdung von Oberleitungen. 
Diese Geräte wurden der Feuerwehr 
übergeben und sind nun auf Einsatz-
fahrzeugen der Feuerwache Ehrang 
und der Hauptfeuerwache in Trier-
Süd stationiert. Damit ist sicherge-
stellt, dass bei einer Alarmierung 
schnell gehandelt werden kann. Dr. 
Andreas Palzer, Vizechef der Trierer 
Feuerwehr, erklärt: „Die Zusammen-
arbeit mit der Deutschen Bahn er-
möglicht uns, im Ernstfall noch 
schneller und sicherer zu handeln. 
Unsere Einsatzkräfte sind bestens 
vorbereitet, um auch in anspruchs-
vollen Situationen im Gleisbereich 
professionelle Hilfe zu leisten.“� red

Im Gleisbett. Rund 90 Feuerwehrleute lernten bei Schulungen der Bahn den 
sicheren Umgang mit den technischen Geräten zur Erdung von Oberleitun-
gen. � Foto: Feuerwehr Trier

Feuerwehr erdet im Ernstfall
Bahn schult Einsatzkräfte zum Agieren an Oberleitungen

Bis einschließlich 
M o n ta g ,  3 1 . 
März 2025, fah-

ren die Busse der Linie 87 wegen der 
Vollsperrung der Hafenstraße eine 
geänderte Umleitungsstrecke. In 
Richtung Schweich/Quint fahren die 
Busse der Linie 87 bis zur Haltestelle 
Mäusheckerweg ihre normale Route 
und werden dann durch die kleine 
Unterführung, Am Bahndamm, Pfal-
zeler Straße, Steinbrückstraße, Mäus-
heckerweg und Ehranger Straße um-
geleitet. In Richtung Innenstadt fah-
ren die Busse der Linie 87 die ge-
wohnte Route bis zur Haltestelle 
Agrobstraße und werden dann über 
Ehranger Straße, Mäusheckerweg, 
große Unterführung, Steinbrückstra-
ße, Pfalzeler Straße und Am Bahn-
damm umgeleitet. 

Bis Ende März können die Halte-
stellen Rothildisstraße, Eltzstraße, 
Hafenstraße und Ehranger Straße 
nicht von der Linie 87 angefahren 
werden. Die Abfahrten der Linie 87 
um 5.15 Uhr, 5.45 Uhr, 6.15 Uhr und 
6.45 Uhr ab Hauptbahnhof binden 
das Industriegebiet im Trierer Hafen 
an, und fahren ab der Steinbrückstra-
ße über Eltzstraße, B 53, Hafenstra-
ße, Am Moselkai, Schiffstraße, B 53 
und Mäusheckerweg zurück auf die 
gewohnte Route in Richtung Quint/
Schweich.� red

Die Kulturstiftung und die Vereinig-
ten Hospitien setzen mit der zehnten 
Auflage ihrer Spendenweine erneut 
ein Zeichen für die Kulturförderung 
in Trier: Das VDP-Weingut hat für die 
Edition 2024 den VDP Gutswein 
2023er Weißer Burgunder Qualitäts-
wein trocken sowie den Hospitien 
Riesling Qualitätswein halbtrocken 
ausgewählt. Jede Flasche ist mit  
einer Spende von zwei Euro verbun-
den, die zur Finanzierung von Projek-
ten der kulturellen Teilhabe in Trier 
verwendet wird. Die Weine werden 
durch das Etikett mit Ulrich Leben- 
stedts Ansicht der Basilika St. Matth-
ias, dem Motiv der Trierer Kulturak-
tie 2024, abgerundet. � red

Busumleitung  
in Pfalzel

Mit Weinkauf 
Kultur unterstützen

Neu gewählt
■ Der Städtetag wählte bei sei-
ner Hauptausschuss-Sitzung Chris-
tian Schuchardt (55) einstimmig 
zum künftigen Hauptgeschäfts-
führer. Schuchardt, seit 2014 OB 
der Stadt Würzburg, folgt am 1. 
Juli 2025 auf den langjährigen 
Hauptgeschäftsführer Helmut De-
dy (66), der nach neun Jahren an 
der Spitze der Hauptgeschäftsstel-
le in den Ruhestand geht.
■ Zur stellvertretenden Haupt-
geschäftsführerin ab 1. Juli 2025 
wählte der Hauptausschuss Dr. 
Christine Wilcken (44), derzeit 
bereits Beigeordnete und Leiterin 
des Dezernats Klima, Umwelt, 
Wirtschaft, Brand- und Katastro-
phenschutz beim Städtetag.

„Miteinander in der 
Region konkret gestärkt“

OB Leibe gratuliert Ehrenbürger Juncker zum 70.
Oberbürgermeister Wolfram Leibe 
hat dem früheren Luxemburger Pre-
mierminister und Trierer Ehrenbür-
ger Jean-Claude Juncker zum 70. Ge-
burtstag gratuliert. Mit der Verlei-
hung der Ehrenbürgerwürde, die der 

Trierer Stadtrat 
am 25. Februar 
2003 einstimmig 
beschlossen hat-
te, wurde in be-
sonderer Weise 
das Wirken des 
S t a a t s m a n n s 
Jean-Claude Jun-
cker anerkannt, 
„der das Verbin-

dende im europäischen Geiste zum 
Ziel seiner politischen Aktivitäten 
macht und das Miteinander auch für 
unsere Region durch konkrete Schrit-
te praktiziert“, so die Begründung. Im 
Bewusstsein der schrecklichen Ereig-
nisse während der NS-Zeit habe Jun-
cker als Mann des Ausgleichs an die 
Zusammengehörigkeit in der frühe-
ren Grenzregion und zugleich an ge-
meinsame geschichtliche Wurzeln 
erinnert. „In Fortführung der Politik 
seiner Vorgänger hat Jean-Claude 
Juncker damit großen Anteil an der 

neuen Qualität des Miteinanders 
zwischen Deutschen und Luxembur-
gern, zwischen seinen Landsleuten 
und den Trierern“, heißt es in der Be-
gründung. 

Die Ehrenbürgerwürde wurde Jun-
cker bei einem Festakt im März 2003 
im Trierer Theater vom damaligen 
Oberbürgermeister Helmut Schröer 
verliehen. Danach war Juncker noch 
mehrfach offiziell zu Gast in Trier, un-
ter anderem bei dem Festakt zur Er-
öffnung der Karl-Marx-Landesausstel-
lung in der Basilika (Archivfoto links: 
Presseamt) im Mai 2018. 

18 Jahre lang Premierminister

Der am 9. Dezember 1954 geborene 
Jurist Juncker war von 1989 bis 2009 
Finanzminister des Großherzogtums 
Luxemburg und von 1995 bis 2013 
Premierminister. Außerdem war er 
von 2014 bis 2019 Präsident der Euro-
päischen Kommission sowie von 2005 
bis 2013 Vorsitzender der Euro-Grup-
pe. Am 25. Mai 2006 erhielt Juncker 
den Internationalen Karlspreis der 
Stadt Aachen „in Würdigung seines 
vorbildlichen Wirkens für ein soziales 
und geeintes Europa“. � red
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Leuchtende Kinderaugen 

Als Nikolaus und Engel verkleidet haben sich Andrè Deisen und Sebastian Schmitt, beide 
Höhenretter der Trierer Berufsfeuerwehr, am Nikolaustag vor dem Klinikum Mutterhaus 
von einem 35 Meter hohen Baukran abgeseilt. Unten angekommen, verteilten sie Ge-
schenke an die kleinen Patienten. Anschließend besuchten die Höhenretter die Kindersta-
tion. Technisch unterstützt wurden Nikolaus und Engel von weiteren zehn Höhenrettern 
der Feuerwehr. Die Höhenretter sind damit Teil einer bundesweiten Aktion – rund 90 
Höhenrettungsgruppen machten Kindern in Krankenhäusern damit eine Freude. 
� Foto: Presseamt/em

Wie Firmen KI sinnvoll nutzen

Trierer LBB-Chef stellt sich vor

Mit Kraft, Kompetenz und Glaube

Unter dem Motto „Kreativität 
trifft Effizienz“ fand auf Einladung 
der Wirtschaftsförderung ein 
Workshop zu KI-gestützter Con- 
tent-Erstellung für Firmen statt. 
Referentin Christine Thull (Die 
Piñatas) zeigte, wie kreative Pro-
zesse durch Künstliche Intelligenz 
(KI) bereichert und effizienter ge-
staltet werden können und mehr 
Reichweite erzielt werden kann. 
Ein besonderer Fokus lag auf  
Social-Media-Content und Blogar-
tikeln. Die Expertin präsentierte 
Beispiele für die KI, die die 30 Teil-
nehmenden ausprobierten. Der 
Workshop sorgte mit seinem inter-
aktiven Ansatz für lebhaften Aus-
tausch. �Foto: Wirtschaftsförderung

Henning Kiefer (Mitte), seit 1. August 
Chef der Trierer Niederlassung des 
Landesbetriebs Liegenschafts- und 
Baubetreuung (LBB), kam zum Ge-

spräch mit Oberbürgermeister 
Wolfram Leibe (links) und Baudezer-
nent Dr. Thilo Becker im Rathaus zu-
sammen. Mit seinen rund 1400 Mit-

arbeitetenden realisiert der LBB Bau- 
und Sanierungsvorhaben für das 

Land, den Bund und die hierzulande 
stationierten Gaststreitkräfte. Die 
Schnittstellen zwischen Stadt und 

Landesbetrieb sind vielfältig, allein 
aufgrund der Landesliegenschaften 

in Trier, wie Polizeigebäude oder 
Gerichte. Im Gespräch ging es unter 

anderem darum, Potenziale für Pho-
tovoltaikanlagen zu identifizieren, 

etwa auf Flächen an Uni und Hoch-
schule. Foto: Presseamt/gut   

Vergangene Woche feierte das Klini-
kum Mutterhaus sein 175-jähriges 
Bestehen (Seite 5). In diesem Rah-
men ehrte OB Wolfram Leibe (l.) 
Schwester M. Elisabeth Mues (sit-
zend), die laut Leibe über Jahrzehnte 
hinweg ihre Kraft, ihren Glauben 
und ihre Kompetenz in den Dienst 
der Gemeinschaft gestellt habe. 
Unter ihrer Führung als Aufsichts-
ratsvorsitzende seien die Weichen 
für die Zukunft des Hauses gestellt 
worden. Zudem habe sie als Genera-
loberin 26 Jahre mit außergewöhnli-
chem Einsatz die Geschicke ihrer 
Gemeinschaften in Trier, den Nieder-
landen und Tansania geleitet. Mues 
trug sich – ebenso wie ihre Nachfol-
gerin als Generaloberin, Schwester 
M. Alexandra Krug (2. v. l.) – im Bei-
sein von Mutterhaus-Geschäftsfüh-
rer Dr. Christian Sprenger und Klinik- 
oberin Elke Kirsch in das Ehrenbuch 
der Stadt ein. � Foto: Presseamt/gut

Kita-Parlamentarier im Rathaus

Die drei bis fünf Jahren alten Mitglieder des Kinderparlaments der Kindertages-
stätte St. Michael aus Mariahof waren zusammen mit Erzieherin Claudia del 
Vecchio zu Gast im Großen Rathaussaal. Kultur- und Weiterbildungsdezernent 
Markus Nöhl (hinten links) begrüßte Anna, Emil, Lio, Christian, Sofia, Lea, Ayaz, 
Adeline, Samira, Leonie und Lena. Dabei gab es auch eine Probe-Abstimmung, 
ob es an diesem Tag Schoko-Pudding zum Mittagessen geben sollte oder nicht. 
Die Mehrheit war bei zwei Gegenstimmen dafür. � Foto: Kulturdezernat

Eva Gauer aus Euren feiert 100.

Eva Gauer aus Euren feierte kürzlich Ihren 100. Geburtstag. Die Glückwünsche 
hierzu überbrachten Ortsvorsteher Hans-Alwin Schmitz (links) sowie Christel Ger-
hard, Schatzmeisterin des VdK-Kreisverbands, und Reinhard Geisler, Vorsitzender 
des VdK Euren. Die Jubilarin gehörte zu den ersten Mitgliedern des Sozialverbands 
– seit 1948 ist sie dabei. Ein einschneidendes Ereignis in ihrem Leben erlebte die 
damals 20-Jährige bei einem Bombenangriff 1944, bei dem sie ihr rechtes Auge 
und zwei Finger der rechten Hand verlor. Trotz dieser Beeinträchtigungen war sie 
später vielseitig aktiv: Viele Jahre nahm sie an den Treffen der Eurener Kolpings-
familie und des Seniorenvereins der Stadtwerke teil. Beim Seniorentanzkreis und 
mit dem Bewegungstherapieangebot der Pfarrei St. Helena hielt sie sich fit. Mit 
Eva Gauer feierten ihre Kinder, Enkel und Urenkel. � Foto: privat
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Digitaler Einblick unter die Erde

Nach drei Jahren ist das Projekt Archäologisches Stadtkataster erfolgreich beendet worden. Die 
Kooperation zwischen Amt für Stadtkultur und Denkmalschutz und der Generaldirektion Kulturel-
les Erbe Rheinland-Pfalz hat dafür gesorgt, dass es in Trier nun für die Achse Römerbrücke bis 
Amphitheater (Fläche 55 Hektar) ein digitales Kataster gibt, in dem Interessierte Informationen 
dazu finden, ob und was sich sicher oder möglicherweise unter der heutigen Bebauung an archäo-
logischen Funden befindet. Die Projektmitarbeitenden haben dazu über 5000 Archivalien aufgear-
beitet. Ähnliche Stadtkataster gibt es auch in anderen Städten, die Besonderheit ist aber die kom-
plett digitale Struktur im Trierer Geoportal. Bei der öffentlichen Abschlussveranstaltung im Rheini-
schen Landesmuseum äußerte Kulturdezernent Markus Nöhl (rechts) die Hoffnung, dass es ein 
Anschlussprojekt zur Ausweitung auf die Innenstadt geben werde. �  Foto: Presseamt/mic

Rabbiner erneut zu Gast in Trier

OB Wolfram Leibe empfing den Rabbiner David Schwezoff zu einem Gespräch 
im Rathaus und zeigte ihm dabei auch den Rathaussaal. Schwezoff hatte am 
9. November an der Trierer Pogrom-Gedenkstunde an der Stele in der Zu-
ckerbergstraße mitgewirkt. Leibe zeigte sich beeindruckt von der Gestaltung 
der Veranstaltung durch den Rabbiner und bedankte sich für seine Mitwir-
kung. Der 1979 in Budapest geborene Schwezoff studierte in Ungarn, den 
USA und den Niederlanden. Er hat Masterstudiengänge in verschiedenen 
Bereichen der Religion, Pädagogik, Psychologie, Kommunikation, internatio-
nalen Beziehungen und Wirtschaft abgeschlossen. Seit 2016 ist er in Deutsch-
land tätig und war von 2021 bis 2023 der erste Landesrabbiner in Rhein-
land-Pfalz. Hauptberuflich arbeitet der jetzt in Köln lebende Schwezoff als 
Auditor und im Bereich interne Revision. Ein Teil der rabbinischen Aufgaben 
in Trier wird von ihm übernommen. Nach seiner Einschätzung ist die jüdische 
Gemeinde in Trier sehr aktiv, auch dank ihres Jugendzentrums. � Foto: PA/pe
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Stellenausschreibungen

www.trier.de/ausbildungsberufe

Auskünfte erteilen dir gerne: 
Petra Steinbach Tel 0651·718-1112 und Eva Müller Tel 0651·718-1116

Weitere Informationen und Fristen zur Online-Bewerbung unter 
www.trier.de/ausbildungsberufe

Die Stadtverwaltung Trier fördert aktiv die Gleichstellung aller Mit-
arbeitenden, wir begrüßen daher ausdrücklich Bewerbungen von 
Frauen. Schwerbehinderte Bewerber/innen werden bei gleicher 
Eignung bevorzugt. Bewerber/innen mit Migrationshintergrund 
sind herzlich willkommen. Die Stadtverwaltung Trier ist als familien-
freundliche Institution zertifiziert.

DUALES BACHELOR STUDIUM – ALLGEMEINE VERWALTUNG / VERWALTUNGS-
BETRIEBSWIRTSCHAFT (B.A.)

FACHKRAFT FÜR VERANSTALTUNGSTECHNIK 

GÄRTNER/IN  

KOCH/KÖCHIN 

STRASSENBAUER/IN

VERANSTALTUNGSKAUFMANN/-FRAU 

VERWALTUNGSFACHANGESTELLTE/R

JETZT SCANNEN
UND MEHR
ERFAHREN!

STUDIEN- UND 
AUSBILDUNGSPLÄTZE 
2025 (m/w/d)

STADTVERWALTUNG

Amtliche Bekanntmachungen
Satzung der Stadt Trier über die Festsetzung der Hebesätze für die

Grundsteuer A und B ab dem Jahr 2025
Aufgrund der §§ 24 und 25 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.05.2023 (GVBl. S. 133) in Ver-
bindung mit den §§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 1, 5 Abs. 1 KAG Rheinland-Pfalz vom 20.06.1995 (GVbl. S. 175) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.05.2022 (GVBl. S. 207), in Verbindung mit §§ 1, 25 Abs. 1 
Grundsteuergesetz (GrStG) vom 07.08.1973 (BGbl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 34 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323), wird gemäß Beschluss des Stadtrates vom 
04.12.2024 folgende Satzung der Stadt Trier über die Festsetzung der Hebesätze für die Grundsteu-
er A und Grundsteuer B erlassen:

§ 1 
Hebesatz

(1)	 Der Steuersatz (Hebesatz) der Stadt Trier für die Grundsteuer A wird ab dem Jahr 2025
	 auf 350 v.H. festgesetzt.
(2)	 Der Steuersatz (Hebesatz) der Stadt Trier für die Grundsteuer B wird ab dem Jahr 2025
	 auf 600 v.H. festgesetzt.

§ 2
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Sie gilt bis zum Inkrafttreten der Haushaltssatzung der 
Stadt Trier für das Jahr 2025.
Trier, den 05.12.2024				    gez. Wolfram Leibe, Oberbürgermeister
Hinweis
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekannt-
machung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. 	 die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
	 Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder
2. 	 vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier 
	 den Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder 
	 Formvorschriften gegenüber der Stadtverwaltung Trier unter Bezeichnung des 
	 Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 
1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Trier
Aufgrund der §§ 24 und 25 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.05.2023 (GVBl. S. 133), wird 

gemäß Beschluss des Stadtrates vom 04.12.2024 folgende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
der Stadt Trier erlassen:

Artikel 1
In § 1 „Öffentliche Bekanntmachungen“ wird Abs. 1 wie folgt neu gefasst:
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Trier erfolgen im „Amtsblatt der Stadt Trier“.
Es erscheint nach Bedarf. 
Das Amtsblatt wird in der Stadtverwaltung Trier, Am Augustinerhof 3, Eingangsbereich Hauptein-
gang, 54290 Trier, zur Mitnahme ausgelegt.
Weiterhin ist das Amtsblatt über die Internetplattform www.trier.de abrufbar.

Artikel 2
§ 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
(1)	 Im Stadtgebiet Trier sind 19 Ortsbezirke gebildet. Jeder Ortsbezirk setzt sich aus einem 
	 oder mehreren Stadtbezirken zusammen. In Summe sind im Stadtgebiet Trier 28 Stadt-
	 bezirke gebildet. Die jeweiligen Gebiete und die jeweiligen Bezeichnungen der Ortsbe-
	 zirke und Stadtbezirke sind in Karten der Stadt Trier eingetragen, die Bestandteil dieser 
	 Hauptsatzung sind.
	 Die Ortsbezirke und Stadtbezirke haben folgende Bezeichnungen:
                    Ortsbezirksnummer	  Name des Ortsbezirks	     Name der zugehörigen Stadtbezirke�
	 11	                       Mitte/Gartenfeld	      Altstadt, Gartenfeld
	 12	                       Nord		       Nells Ländchen, Maximin
	 13	                       Süd		       Barbara, Matthias
	 21	                       Ehrang/Quint	      Ehrang, Quint
	 22	                       Pfalzel		       Pfalzel
	 23	                       Biewer		       Biewer
	 24	                       Ruwer/Eitelsbach	      Ruwer, Eitelsbach
	 31	                       West/Pallien	      Trier-West, Pallien
	 32	                       Euren		       Euren
	 33	                       Zewen		       Zewen
	 41	                       Olewig		       Olewig
	 42	                       Kürenz		       Alt-Kürenz, Neu-Kürenz
	 43	                       Tarforst		       Tarforst
	 44	                       Filsch		       Filsch
	 45	                       Irsch		       Irsch
	 46	                       Kernscheid	      Kernscheid
	 51	                       Feyen/Weismark	      Feyen, Weismark
	 52	                       Heiligkreuz	      Alt-Heiligkreuz, Neu-Heiligkreuz
	 53	                       Mariahof		       Mariahof

Artikel 3
In § 9 „Haupt- und Umweltausschuss / Haushalts- und Personalausschuss / Dezernatsausschüsse 
/ Sportausschuss“ wird der Titel wie folgt geändert:

§ 9
„Umwelt- und Hauptausschuss / Haushalts- und Personalausschuss / Dezernatsausschüsse / Sport- 
ausschuss“

Artikel 4
§ 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
(1)	 Der Umwelt- und Hauptausschuss sowie der Haushalts- und Personalausschuss 
	 behandeln die Angelegenheiten des Dezernates I sowie die nach den folgenden 
	 Absätzen zugewiesenen Themenbereiche.
	 Die Dezernatsausschüsse behandeln die Angelegenheiten der jeweiligen Dezernate. Die
	 Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister und die hauptamtlichen Beigeordneten
	 nehmen grundsätzlich an den Sitzungen des Umwelt- und Hauptausschusses sowie an
	  den Sitzungen des Haushalts- und Personalausschusses teil.
	 Den Vorsitz in diesen Ausschüssen führt die Oberbürgermeisterin bzw. der 
	 Oberbürgermeister.
	 Dem Sportausschuss obliegt die Vorberatung aller sportlichen Angelegenheiten der 
	 Stadt Trier.

Artikel 5
§ 9 Abs. 2 (bis Doppelpunkt) wird wie folgt geändert:
(2)	 Der Umwelt- und Hauptausschuss behandelt neben den Angelegenheiten des 
	 Dezernates I insbesondere folgende Themen: 

Artikel 6
In § 10 „Übertragung von Aufgaben auf den Haupt- und Umweltausschuss, den Haushalts- und 
Personalausschuss sowie auf die Dezernatsausschüsse“ wird der Titel wie folgt geändert:

§ 10
Übertragung von Aufgaben auf den Umwelt- und Hauptausschuss, den Haushalts- und 

Personalausschuss sowie auf die Dezernatsausschüsse
Artikel 7

§ 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
(1)	 Der Stadtrat hat dem Umwelt- und Hauptausschuss bzw. den jeweils betroffenen 
	 Dezernatsausschüssen die nachfolgende Aufgabe zur abschließenden Beratung bzw. 
	 Entscheidung übertragen: 
	 -	 die abschließende Erledigung der Anregungen und Beschwerden im Sinne 	
		  des § 16 b 	GemO, die nicht kraft Gesetzes in die Zuständigkeit der Oberbür-
		  germeisterin bzw. des Oberbürgermeisters fallen. Sind von der Anregung 
		  bzw. Beschwerde mehrere Dezernate betroffen, erfolgt die Behandlung 
		  im Umwelt- und Hauptausschuss

Artikel 8
Abs. 3 Satz 1 (bis Doppelpunkt) wird wie folgt geändert:
(3)	 Darüber hinaus hat der Stadtrat dem Umwelt- und Hauptausschuss folgende Aufgaben 
	 zur abschließenden Beratung bzw. Entscheidung übertragen: 

Artikel 9
§ 21 Abs. 3 wird um folgende beiden Spiegelstriche wie folgt ergänzt:
	 - für die Leiterin / den Leiter der Facheinheit Hoch- und Wildwasserrettung:
	    74 % des Höchstbetrages nach § 10 Abs. 2 FeuerwEntschV
	 -  für die Leiterin / den Leiter der Regieeinheit AppRetter:
	    74 % des Höchstbetrages nach § 10 Abs. 2 FeuerwEntschV

Artikel 10
§ 21 Abs. 6 wird wie folgt geändert:
(6)	 Die Leitenden Notärztinnen und Notärzte erhalten pro Stunde Bereithaltung eine 
	 Aufwandsentschädigung in Höhe von 90 % des Höchstsatzes je Stunde nach § 12 Abs. 1
	 S. 2 FeuerwEntschV. 

Artikel 11
Die Anlage zur Hauptsatzung in Form einer Übersichtskarte als Auszug aus dem Geoinformations-
system wird gegen eine geänderte Übersichtskarte getauscht, bei der die dortige Schreibweise der 
Bezeichnungen der Ortsbezirke bzw. Stadtbezirke der korrekten Schreibweise gemäß § 2 Abs. 1 der 
Hauptsatzung der Stadt Trier angepasst wird.

Artikel 12
Artikel 1 dieser Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Trier tritt zum 01.01.2025 in Kraft.
Artikel 2 bis 11 dieser Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Trier treten am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Trier, den 05.12.2024				�     gez. Wolfram Leibe, Oberbürgermeister
Auslegungshinweis: Die Anlage 1 der Hauptsatzung der Stadt Trier (Karte der Ortsbezirke mit den 
jeweiligen Gebieten; § 2 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 2 der Hauptsatzung) wird zur Einsichtnahme öf-
fentlich ausgelegt. Die Auslegung erfolgt in der Zeit vom 11.12.2024 bis einschließlich 20.12.2024 
während der Öffnungszeiten (Montag bis Donnerstag: 8 bis 12 Uhr und 14 Uhr bis 16 Uhr, Freitag: 
8 bis 12 Uhr) bei der Stadtverwaltung Trier, Rathaus, Büro Oberbürgermeister/Sitzungsdienst, 
Verwaltungsgebäude III, 2. Stockwerk, Zimmer 21, Am Augustinerhof, 54290 Trier.
Hinweis
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekannt-
machung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder 
die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier den 
Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegen-
über der Stadtverwaltung Trier unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht hat.
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 
1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.

Vor 50 Jahren (1974)
12. Dezember: Der Landtag be-
schließt die Trennung der Univer-
sität Trier-Kaiserslautern. Beide 
Teile werden 1975 selbständig.

Vor 45 Jahren (1979)
10. Dezember: Ein heftiges
Unwetter verursacht eine 
Überschwemmung in Ehrang.
14. Dezember: Die Eislaufhalle an 
der Diedenhofener Straße wird 
eröffnet.

Vor 30 Jahren (1994)
16. Dezember: Der Stadtrat 
beschließt, das Amt für Stadtent-
wässerung ab 1. Januar 1995 als 
Eigenbetrieb der Stadt zu führen. 

Vor 25 Jahren (1999)
14. Dezember: Neuer Sockel 
für Kaiser Konstantin an der 
Römerbrücke. Das Projekt wird 
von der Stadt und der Trier-
Gesellschaft finanziert. 

Vor 20 Jahren (2004)
10. Dezember: Durchwachsene 
Bilanz der Spielzeit 2003/04 des 
Stadttheaters: Mit 114.000 
Besuchern kamen rund 6500 
weniger als im Vorjahr.

Vor 10 Jahren (2014)
14. Dezember: Die seit 20 Jahren 
größte Fahrplanumstellung der 
DB AG tritt in Kraft. Von Trier aus 
gibt es nun keine IC-Verbindung 
mehr. � aus: Stadttrierische Chronik

TRIER TAGEBUCH

Öffentliche Bekanntmachung
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 04.12.2024 beschlossen, dass der Beschluss des Stadtrates 
vom 02.02.2011 (Drucksache 494/2010), wonach öffentliche Bekanntmachungen von dringlichen 
Sitzungen des Stadtrates, seiner Ausschüsse oder der Ortsbeiräte sowie in sonstigen dringenden 
Fällen im „Trierischen Volksfreund“ (gemäß § 1 Abs. 2 der seinerzeit gültigen Hauptsatzung) er-
folgen, mit Ablauf des 31.12.2024 aufgehoben wird.
Zudem hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 04.12.2024 beschlossen, dass der Beschluss des 
Stadtrates vom 26.10.2020 (Drucksache 441/2020), wonach öffentliche Bekanntmachungen ge-
mäß § 1 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Trier in der „Rathaus Zeitung“ erfolgen, mit Ablauf 
des 31.12.2024 aufgehoben wird.
Trier, 05.12.2024	�  gez. Wolfram Leibe, Oberbürgermeister
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.
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VHS-Tipps für Januar
Neue Kurse und 
Einzelveranstal-
tungen der Trie-

rer Volkshochschule im Januar:

Vorträge/Gesellschaft:
■ Ausstellung: „Das Leben war 
draußen, und ich war dort drinnen“ 
der Stiftung „Haus des Erinnerns – für 
Demokratie und Akzeptanz Mainz“ 
mit Einblicken in die Geschichte der 
NS-„Euthanasie“ im heutigen Rhein-
land-Pfalz, 6. Januar bis 28. Februar, 
Eröffnung: Mittwoch, 8. Januar, 19 
Uhr, Palais Walderdorff, Atrium.
■ „Newsroom – So arbeitet eine 
Nachrichtenredaktion“, Online-Vor-
trag, Donnerstag, 9. Januar, 18 Uhr.
■ Vortrag der Reihe „China heute“: 
„Zhao Ziyang und die Debatte um po-
litische Reformen in China“, Dienstag, 
14. Januar, 19.30 Uhr, Palais Walder-
dorff, Domfreihof, Raum 5.
■ „Trennung, Scheidung und Neu-
beginn“, Kooperationsveranstaltung 
mit dem Interessenverband Unter-
halt und Familienrecht e.V. (ISUV), 
Mittwoch, 15. Januar, 19.30 Uhr, Pa-
lais Walderdorff, Beletage.
■ „Wissenschaftsgläubigkeit: Poli-
tik und Anti-Politik heute“, Online- 
Vortrag, Freitag, 17. Januar, 19.30 Uhr.
■ „Pressefreiheit unter Druck? 
Journalismus in schwierigen Zeiten“, 
Sonntag, 19. Januar, 11 Uhr, Palais 
Walderdorff, Domfreihof, Raum 5.
■ Vortrag in der Reihe „China heu-
te“: „ Innovation in China“, Dienstag, 
21. Januar, 19.30 Uhr, Palais Walder-
dorff, Domfreihof, Raum 5.
■ „Klimahandel – Wie unsere Zu-
kunft verkauft wird“, Online-Vortrag, 
Mittwoch, 22. Januar, 19.30 Uhr.
■ „Erinnerungskultur: Das Projekt 
Stolpersteine NRW“, Online-Vortrag, 
Donnerstag, 23. Januar, 18 Uhr.
■ „Photovoltaik & Batteriespei-
cher“, Vortrag und Diskussion, Mon-
tag, 27., und Dienstag, 28. Januar, 18 
Uhr, Palais Walderdorff, Raum 101.
■ Vortrag der Reihe „China heute“: 
„Raum und Zeit: Seidenstraße und 
One Belt, One Road“, Dienstag, 28. 
Januar, 19.30 Uhr, Palais Walderdorff, 
Domfreihof, Raum 105.
Kreatives Gestalten:
■  Erinnerungsbücher – biografi-
sche Schreibwerkstatt. Samstag, 11. 
Januar, 22. Februar, 15. März,  5. Ap-
ril, 10 Uhr, Palais Walderdorff, Dom-
freihof, Raum 101.
■ „Malen mal anders: Die Kunst 
des digitalen Malens“, Samstag, 18. 
Januar, 14.30 Uhr, Palais Walder-
dorff, Domfreihof, Raum 108.
■ Kreatives Gestalten mit Acryl, ab 
13. Januar, montags, 17.30 Uhr, Bür-
gerhaus Trier-Nord, Hans-Eiden-Platz, 
Raum 208. 
EDV: 
■ Tabellenkalkulation mit MS Excel 
I, ab 29. Januar, mittwochs, 18.30 Uhr, 
Palais Walderdorff, Raum 106. 
■ Grundlagen der Webseitener-
stellung mit WordPress, ab 13. Janu-
ar, montags und mittwochs, 18 Uhr, 
Palais Walderdorff, Raum 106.
■ Computerschreiben in 4 Stunden 
und Test Maschinenschreiben am PC, 
ab 28. Januar, dienstags, 18 Uhr, Pa-
lais Walderdorff, Raum 106. 
■ Smartphone-Video für Anfänger 
mit Vorkenntnissen, Montag, 13./20. 
Januar, 18.30 Uhr, Palais Walderdorff, 
Domfreihof, Raum 108. 
■ „Praxisworkshop Mac“, ab 27. 
Januar, montags, 18.15 Uhr, Palais 
Walderdorff, Raum 108.
■ iPhone 2, Freitag, 17./24. Januar, 
9 Uhr, Palais Walderdorff, Raum 108. 
■ „Mein erster Podcast“, Samstag, 
18./25. Januar, 10 Uhr, Palais Wal-
derdorff, Domfreihof, Raum 108.
Ernährung Bewegung/Gesundheit: 
■ „Gesundheit und Harmonie aus 
dem Kochtopf“, Kochkurs, Donners-
tag, 9., 16. und 23. Januar, 18.30 Uhr, 
Küche der Medard-Förderschule.�
� Fortsetzung auf Seite 14

Sitzung des Ortsbeirates Trier-Kürenz
Der Ortsbeirat Trier-Kürenz tritt am Dienstag, 17.12.2024, 19:30 Uhr, Feuerwehrgerätehaus Kürenz, 
Am Grüneberg 3, zu seiner nächsten Sitzung zusammen. Tagesordnung: Öffentliche Sitzung: 1. Mit-
teilungen der Ortsvorsteherin; 2. Einwohnerfragestunde; 3. Rückblick auf das vergangene Jahr;  
4. Ausblick auf 2025; 5. Verschiedenes 
Trier, den 03.12.2024		        � gez. Hasmik Garanian, Ortsvorsteherin
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen. 

Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum 	�  54295 Trier, den 02.12.2024
DLR Mosel	� Tessenowstr. 6 
Abteilung Landentwicklung und Ländliche Bodenordnung	 Telefon: 0651-9776212
Vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren Grewenich-Metzdorf� Telefax: 06531-956103
Aktenzeichen: 71014-HA11.5.	�  Internet: www.dlr.rlp.de

Schlussfeststellung
des Vereinfachten Flurbereinigungsverfahrens Grewenich-Metzdorf

gemäß § 149 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG)
I. Feststellung des Abschlusses des Vereinfachten Flurbereinigungsverfahrens Grewenich-Metzdorf
Die Flurbereinigungsbehörde schließt hiermit das Vereinfachte Flurbereinigungsver-fahren Grewe-
nich-Metzdorf durch folgende Feststellung ab:
	 1. Die Ausführung nach dem Flurbereinigungsplan ist bewirkt.
	 2. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche mehr zu, die im Vereinfachten 
	     Flurbereinigungsverfahren hätten berücksichtigt werden müssen.
	 3. Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft sind abgeschlossen.
II. Hinweise
Mit der Zustellung der unanfechtbaren Schlussfeststellung an die Teilnehmergemein-schaft ist das 
Vereinfachte Flurbereinigungsverfahren beendet.
Gründe
Die Voraussetzungen für die Schlussfeststellung nach § 149 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I Seite 546), zuletzt geändert durch Artikel 17 
des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite 2794) liegen vor.
Die Ausführung des Flurbereinigungsplanes ist in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht bewirkt. 
Insbesondere sind alle Anträge, Widersprüche und Klagen der Beteiligten erledigt. 
Das Grundbuch wurde nach den Ergebnissen der Bodenordnung berichtigt. Die Unterlagen für die 
Berichtigung des Grundbuches wurden dem zuständigen Grundbuchamt und die Daten zur Berich-
tigung des amtlichen Liegenschaftskatasters wurden der Vermessungs- und Katasterverwaltung 
übersandt. 
Die neu geschaffenen gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen sind erstellt und dem jeweils 
Unterhaltungspflichtigen in die Unterhaltung übergeben worden.
Aufgaben, die die Teilnehmergemeinschaft noch zu erfüllen hätte, sind nicht bekannt.
Die Kasse der Teilnehmergemeinschaft wurde ordnungsgemäß abgeschlossen. Der verbleibende 
Restkassenbestand wird nach Unanfechtbarkeit der Schlussfeststellung der Ortsgemeinde Langsur 
insbesondere zur Unterhaltung der neu geschaffenen gemeinschaftlichen landespflegerischen An-
lagen sowie der übrigen neu geschaffenen gemeinschaftlichen Anlagen zweckgebunden übergeben 
und die Kasse aufgelöst. Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft hat dieser Regelung zugestimmt.
Mit der Unanfechtbarkeit der Schlussfeststellung ist das Vereinfachte Flurbereinigungsverfahren 
beendet und die Teilnehmergemeinschaft erloschen.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats, beginnend mit dem ersten Tag der öffent-
lichen Bekanntmachung, Widerspruch beim 

Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum DLR Mosel, 
Tessenowstraße 6, 54295 Trier

oder
					�      Fortsetzung auf Seite  14

Wahl zum 21. Deutschen Bundestag,
voraussichtlich am 23. Februar 2025

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters des Wahlkreises 202 – Trier
zur Aufforderung der Einreichung von Wahlvorschlägen

Die nachfolgende Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen bezieht sich auf den derzeit 
noch nicht vom Bundespräsidenten bestätigten Wahltermin einer vorgezogenen Neuwahl zum 
21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025.
Da der 20. Deutsche Bundestag vom Bundespräsidenten noch nicht aufgelöst und kein neuer 
Wahltermin bestimmt wurde und nach § 52 Abs. 3 BWG vom zuständigen Bundesministerium 
des Innern und für Heimat nur einen Entwurf einer Rechtsverordnung zur Verkürzung der Fristen 
erlassen hat, haben der Wahltermin sowie die damit verbundenen Fristen noch keine Verbind-
lichkeit. Falls es nicht zu einer vorgezogenen Neuwahl kommen sollte, ergeht eine neue Bekannt-
machung mit den jeweiligen Terminen und Fristen nach deren Festlegung. 
Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf die verkürzten Fristen bei einer vorgezogenen Neuwahl 
ist zu empfehlen, die notwendigen Schritte zur Einreichung des Wahlvorschlags schon jetzt, ohne 
weiteres Zuwarten, einzuleiten. 
Nach § 18 Abs. 1 BWG können Kreiswahlvorschläge von Parteien und nach Maßgabe des § 20 Abs. 
3 BWG von Wahlberechtigten („andere Kreiswahlvorschläge“) eingereicht werden. 
Die Kreiswahlvorschläge sind dem zuständigen Kreiswahlleiter möglichst frühzeitig, nach aktuell 
geltender Lage

spätestens am Montag, dem 20. Januar 2025, bis 18:00 Uhr,
einschließlich der erforderlichen Unterlagen schriftlich einzureichen (§ 19 Bundeswahlgesetz 
[BWG]).
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf 
Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten 
waren, können gemäß § 18 Abs. 2 BWG als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 

spätestens am Dienstag, dem 7. Januar 2025, 18:00 Uhr
der

Bundeswahlleiterin
Gustav-Stresemann-Ring 11

65189 Wiesbaden
ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Par-
teieigenschaft festgestellt hat. 
Die Anzeige muss den Namen der Partei enthalten. Die schriftliche Satzung und das schriftliche 
Programm der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes 
sind der Anzeige beizufügen. Zudem sollen der Anzeige Nachweise über die Parteieneigenschaft 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden. Die Anzeige muss von mindestens 
drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt 
der Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvorstandes.
Auf Folgendes wird hingewiesen:
Hat der Bundeswahlausschuss Feststellungen getroffen, die eine Partei oder Vereinigung an der 
Einreichung von Wahlvorschlägen hindern, kann diese nach § 18 Abs. 4 a BWG binnen vier Tage 
nach der Bekanntgabe durch den Bundeswahlleiter (§ 18 Abs. 4 BWG) Beschwerde beim Bundes-
verfassungsgericht erheben.
Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG). 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten (§ 20 Abs. 1 Satz 1 BWG). 
In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauens-
person bezeichnet werden (§ 22 Abs. 1 Satz 1 BWG), die berechtigt sind, verbindliche Erklärungen 
zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen (§ 22 Abs. 2 BWG). Der Wahlvorschlag 
soll dazu Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauens-
person enthalten (§ 34 Abs. 1 Satz 3 BWO).
Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, 
und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson (§ 22 Abs. 
1 Satz 2 BWG).
Anforderungen an die Bewerber 
Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur vorgeschlagen werden, wer
- 	 nach § 15 BWG wählbar ist,
- 	 nicht Mitglied einer anderen Partei ist und in einer Mitgliederversammlung oder in
	 einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach § 21 Abs. 1 und 3
	 BWG in geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist (gilt nicht für 
	 Einzelbewerber), 
- 	 seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich (§ 20 
	 Abs. 1 Satz 3 BWG).
Jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt 
werden (§ 20 Abs. 1 Satz 2 BWG).
Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge
Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden (§ 34 
Abs. 1 Satz 1 BWO). 
Er muss nach § 34 BWO 
- 	 Familiennamen, die Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und
	 Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers,
-  	 den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
	 auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort
	 enthalten.
Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei in einem Land keinen Landesverband oder keine 
einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, gemäß dem vorstehen-
den Satz unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er 
innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche Vollmacht 
der anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 34 Abs. 2 BWO). 
Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlags ihre 
Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst (Anlage 13 zu § 34 Abs. 1 BWO) zu leisten (§ 
34 Abs. 3 BWO).
Unterstützungsunterschriften für Kreiswahlvorschläge
Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren 
letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Ab-
geordneten vertreten waren, sowie andere Kreiswahlvorschläge (Kreiswahlvorschläge von Wahl-
berechtigten) müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein und ist bei Einreichung der Kreiswahlvorschläge nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 
BWG).  Das Erfordernis von 200 Unterschriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von Parteien 
nationaler Minderheiten (§ 20 Abs. 2 Satz 4 BWG).
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine Mitglieder- 
oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.
Muss ein Kreiswahlvorschlag gemäß § 20 Abs. 2 Satz 2 BWG von mindestens 200 Wahlberechtigten 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften, sofern sie nicht auf dem Wahlvorschlag selbst zu 
leisten sind, auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 zur BWO zu erbringen; die Formblätter 
werden von dem Kreiswahlleiter auf Anforderung kostenfrei geliefert; sie können auch als Druck-
vorlage oder elektronisch bereitgestellt werden (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 BWO). Bei der Anforderung sind 
Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewerbers anzu-
geben. Wird bei der Anforderung nachgewiesen, dass für den Bewerber im Melderegister eine 
Auskunftssperre gemäß des § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird eine Er-
reichbarkeitsanschrift– eine Postfachangabe genügt nicht – verwendet. Als Bezeichnung des Trägers 
des Wahlvorschlags sind außerdem bei Parteien deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Parteien 
haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer besonderen oder allge-
meinen Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 BWO).
Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familien-
name, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der 
Tag der Unterzeichnung anzugeben (§ 34 Abs. 4 Nr. 2 BWO). Auf die besonderen Nachweise für 
wahlberechtigte Personen nach § 12 Abs. 2 Satz 1 BWG wird verwiesen. 
Für jeden Unterzeichner ist gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BWO auf dem Formblatt oder gesondert eine 
Bescheinigung der Gemeindebehörde, bei der der Unterzeichner im Wählerverzeichnis eingetra-
gen ist, beizufügen, dass er im Zeitpunkt der Unterzeichnung in dem betreffenden Wahlkreis 
wahlberechtigt ist. Gesonderte Wahlrechtsbescheinigungen sind vom Träger des Wahlvorschla-
ges bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu verbin-
den. Wer für einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, 
dass der Betreffende den Kreiswahlvorschlag unterstützt. 
Die Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner müssen bei der Einreichung der Kreis-
wahlvorschläge vorliegen; sie können nach Ende der Einreichungsfrist grundsätzlich nicht nach-
gereicht werden (§ 25 Abs. 2, Satz 2 Nr. 2 BWG). Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahl-
vorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine 
Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO).
Den Wahlvorschlagsträgern wird empfohlen, über die gesetzlich geforderte Mindestzahl hinaus 
vorsorglich weitere Unterschriften für den Fall vorzulegen, dass nicht alle Unterschriften als gül-
tig anerkannt werden können.
Anlagen zum Kreiswahlvorschlag
Dem Kreiswahlvorschlag sind gemäß § 34 Abs. 5 BWO beizufügen
- 	 die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15 zur 

	 BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine 
	 Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat,
- 	 eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der 
	 Anlage 16 zur BWO, dass der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist,
- 	 bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die
	 Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber
	 aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine
	 Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit den nach § 21
	 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; die Niederschrift 
	 soll nach dem Muster der Anlage 17 zur BWO gefertigt, die Versicherung an Eides statt 
	 nach dem Muster der Anlage 18 zur BWO abgegeben werden.
- 	 eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem 
	 Kreiswahlleiter nach dem Muster der Anlage 15, dass er nicht Mitglied einer anderen 
	 als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist.
Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit 
deren letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf 
Abgeordneten vertreten waren, und Kreiswahlvorschlägen von Wahlberechtigten (andere Kreis-
wahlvorschläge) ist außerdem beizufügen
- 	 die erforderliche Mindestzahl an Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen
	 des Wahlrechts der Unterzeichner.
Vordrucke zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen
Die zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke können bei dem Kreis-
wahlleiter angefordert werden.
Beschwerde, Rücknahme, Änderung
Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, so kann binnen drei Tagen, nach 
derzeitiger Lage spätestens am 27. Januar 2025, nach der Bekanntgabe der Entscheidung Be-
schwerde an den Landeswahlausschuss eingelegt werden. 
Ein Kreiswahlvorschlag kann nur durch eine gemeinsame Erklärung der Vertrauensperson und 
ihrer Stellvertretung zurückgenommen werden, solange nicht über seine Zulassung entschieden 
wurde. Ein von mindestens 200 wahlberechtigten Personen unterzeichneter Kreiswahlvorschlag 
kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und handschrift-
lich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden (§ 23 BWG).
Nach Ablauf der Einreichungsfrist, derzeit am 20. Januar 2025, 18:00 Uhr, kann ein Wahlkreisvor-
schlag nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und ihrer Stellvertre-
tung bis zur Zulassungsentscheidung geändert werden, wenn der Bewerber stirbt oder die Wähl-
barkeit verliert (§ 24 BWG). 
Gesetzliche Grundlagen
Gesetzliche Grundlagen für die Durchführung der Wahl zum 21. Deutschen Bundestag sind der-
zeit:
-	 Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 
	 (BGBl. I S. 1288,1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 27. Gesetzes zur Änderung 
	 des Bundeswahlgesetzes vom 07.03.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 91) 
- 	 Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 04. 2002 
	 (BGBl I S. 1376), zuletzt geändert durch Artikel 10 der 11. Anpassungsverordnung vom
	 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328)
Änderungen der rechtlichen Grundlagen zu der vorstehenden Bekanntmachung werden nach 
ihrem Inkrafttreten unverzüglich bekannt gemacht.
Die Anschrift des Landeswahlleiters lautet:
Landeswahlleiter Rheinland-Pfalz	 
Mainzer Straße 14-16	
56130 Bad Ems	
Telefon-Nr.: 02603 / 71-2000 oder 71-2380	
Telefax-Nr.: 02603 / 71-4130
E-Mail: wahlen@statistik.rlp.de
Internetadresse: www.wahlen.rlp.de
Die Anschrift der Bundeswahlleiterin lautet:
Bundeswahlleiterin	
Statistisches Bundesamt	
Gustav-Stresemann-Ring 11
65189 Wiesbaden
Telefon-Nr.: 0611 / 75-1
Telefax-Nr.: 0611 / 72-4000
E-Mail: post@bundeswahlleiterin.de
Internetadresse: www.bundeswahlleiterin.de
Die Anschrift des Kreiswahlleiters lautet:
Kreiswahlleitung Wahlkreis 202 – Trier
Stadtverwaltung Trier – Bereich Wahlen
Am Augustinerhof 3
54290 Trier
Telefon-Nr.: 0651 / 718-4900
Telefax-Nr.: 0651 / 718-1018
E-Mail: wahlen@trier.de
Internetadresse: www.trier.de/wahlen
Trier, den 2. Dezember 2024 � Oberbürgermeister Wolfram Leibe als Kreiswahlleiter
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.

Öffentliche Bekanntmachung
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Sportlich ins neue 
Jahr starten

Weitere VHS-Pro-
grammtipps für 
Januar: 

Ernährung Bewegung/Gesundheit: 
■ Gyrokinesis-Workout, ab 9. Ja-
nuar, donnerstags, 19 Uhr, Gymnas-
tikraum im Familienzentrum Forum 
Feyen. 
■ Tai Chi für Anfängerinnen und 
Anfänger, ab 10. Januar, freitags, 
11.15 Uhr, Karl-Berg-Musikschule, 
Paulinstraße, Raum V1.
■ Tanzen 60+ für Anfängerinnen 
und Anfänger, ab 10. Januar, freitags, 
14.30 Uhr, Tanzschule Dance in Trier.
■ Hatha Yoga für Senioren, ab 10. 
Januar, freitags, 14.50 Uhr, Musik-
schule, Raum V 4.
■ „Line Dance – Tanzen lieben und 
bewegen“, ab 10. Januar, freitags, 
15.30 Uhr, Tanzschule Dance in Trier.
■ Tanzen 60+ für Fortgeschritte-
ne, ab 10. Januar, freitags, 16.30 Uhr, 
Tanzschule Dance in Trier. 
■ Tanzen – Zeit zu zweit mit Disko-
fox, ab 10. Januar, freitags, 17.30 
Uhr, Tanzschule Dance in Trier.
■ Yoga für den Rücken, ab 13. Ja-
nuar, montags, 15.45 Uhr, Karl-Berg- 
Musikschule, Raum V 4.
■ Hatha-Yoga für Senioren, ab 13. 
Januar, montags, 17.20 Uhr, Karl- 
Berg-Musikschule, Raum V 4.
■ Hatha Yoga, ab 13. Januar, mon-
tags, 18.25 Uhr, Karl-Berg-Musik-
schule, Raum V4.
■ Hatha-Yoga – Yoga Sanft, ab 14. 
Januar, dienstags, 9/ 11.40 Uhr, Karl- 
Berg-Musikschule, Raum V 1. 
■ Zumba-Fitness, ab 14. Januar, 
dienstags, 18 Uhr, Tanzschule Dance 
in Trier.
■ Yoga für den Rücken, ab 14. Ja-
nuar, dienstags, 18.30 Uhr, Scham-
matdorfzentrum Gymnastikraum. 
■ Yoga für den Rücken, ab 15. Janu-
ar, mittwochs, 18.30 Uhr, Gymnastik-
raum im Schammatdorfzentrum. 
■ Hatha Yoga, ab 15. Januar, mitt-
wochs, 19.30 Uhr, Gymnastikhalle 
Nelson Mandela Realschule plus. 
■ Qi Gong, ab 17. Januar, freitags, 
18 Uhr, Karl-Berg-Musikschule, Pau-
linstraße, Raum V1.
■ Yin-Yoga, ab 17. Januar, freitags, 
19.30 Uhr, Karl-Berg-Musikschule, 
Paulinstraße, Raum V 1.
■ „Qi Akupressur – gesund im Ein-
klang mit den Jahreszeiten“, Sams-
tag, 18. Januar, 14 Uhr, städtische 
Karl-Berg- Musikschule, Paulinstra-
ße, Raum V1. 
■ Yoga Vinyasa Flow, ab 22. Janu-
ar, mittwochs, 19.30 Uhr, Turnhalle 
Heiligkreuz 
■ Hatha Yoga, ab 25. Januar, sams-
tags, 10 Uhr, Turnhalle Heiligkreuz, 
Rotbachstraße. 
■ Seniorengymnastik, ab 30. Janu-
ar, donnerstags, 9/10.10 Uhr, Pfarr-
saal St. Matthias.

■ Weitere Infos und Kursbuchung: 
www.vhs-trier.de

Sonntagscafé am 
dritten Advent

Aktuelle Programmtipps 
für das Trierer Senioren-
büro, Kochstraße 1a:

■ Sonntag, 15. Dezember, 15 Uhr: 
Sonntagscafé im Seniorenbüro.
■ Montag, 16. Dezember, 18 Uhr: 
Gesprächskreis für pflegende Ange-
hörige zu Hause und im Heim
■ Weitere Informationen und An-
meldung: 0651/75566, anmeldung@
seniorenbuero-trier.de.

Das Trierer Seniorenbüro weist au-
ßerdem darauf hin, dass es rund um 
die Weihnachtszeit und den Jahres-
wechsel von Donnerstag, 19. De-
zember, bis einschließlich Sonntag, 
5. Januar, geschlossen ist. � red

Queeres Leben erforscht
Tagungsband wird vorgestellt

Zur Vorstellung des Buchs „Queeres 
Leben in der Großregion“ laden die 
Wissenschaftliche Bibliothek und das 
Stadtarchiv für Mittwoch, 11. De-
zember, 18 Uhr, in den Lesesaal an 
der Weberbach ein. Schwule, Les-
ben, Bisexuelle, Trans* Personen, in-
tergeschlechtliche und non-binäre 
Personen sind von Anfang an Teil der 
Großregion, aber ihre Geschichte ist 
bisher noch wenig erforscht. 

Die neue Publikation ist die Doku-
mentation der Tagung „Queeres Le-
ben in der Großregion“ im November 
2023. Sie brachte Expertinnen und 
Experten aus Frankreich, Luxemburg, 
Belgien, dem Saarland und Rhein-
land-Pfalz zusammen, um vorhande-
ne Forschungen zu präsentieren und 
neue anzuregen. Der Blick richtete 
sich auf die Geschichte der Unterdrü-
ckung wie der Emanzipationsbewe-
gungen und thematisierte die Ent-
wicklung der unterschiedlichen Kul-

tur(en) und des Alltagslebens. Unter-
schiedliche Rechtssysteme spielen 
ebenso eine Rolle wie politische und 
gesellschaftliche Mentalitäten, die 
insbesondere durch den Katholizis-
mus, die unterschiedliche Entwick-
lung der Industrialisierung und ein 
starkes Stadt-Land-Gefälle geprägt 
waren. Zudem ging es um politische 
und gesellschaftliche Entwicklungen, 
darunter die Mentalitätswende der 
1970er Jahre mit Blick auf die Ge-
schlechter, die direkt in das Leben 
queerer Menschen der Großregion 
eingegriffen haben. Mitveranstalter 
der Buchvorstellung sind QueerNet 
RLP, das rheinland-pfälzische Gipfelse-
kretariat der Großregion und das 
Musée National de la Résistance et 
des Droits Humains in Luxemburg. red

■ Interessierte werden um vorhe-
rige Anmeldung gebeten: veranstal-
tungenweba@trier.de .�

Wasserzähler bei  
Frost gezielt schützen

Die Stadtwerke 
Trier (SWT) wei-
sen ihre Kunden 

vorsorglich darauf hin, die heimischen 
Wasserzähler einschließlich der Lei-
tungen – insbesondere in ungeheiz-
ten Kellerräumen und Garagen – vor 
Frost zu schützen. „Aufgrund der zu 
erwartenden winterlichen Tempera-
turen raten wir unseren Kundinnen 
und Kunden, wenn nicht bereits ge-
schehen, ihre Wasserzähler vor der 
Kälte zu schützen“, erklärt Christian 
Rauen, Bereichsleiter der Stadtwerke 
für Anlagen und Netze. 

Besonders in Kellern, in denen Zug-
luft entstehen kann, oder bei geöffne-
tem Kellerfenster können Temperatu-
ren unterhalb des Gefrierpunktes da-
zu führen, dass Leitungsteile oder 

Wasserzähler einfrieren. „Um unnöti-
ge Schäden zu vermeiden, empfehlen 
wir unseren Kunden, den Wasserzäh-
ler und die Leitungsteile isoliert einzu-
packen und darauf zu achten, dass 
Kellerfenster geschlossen sind“, so 
Rauen weiter. Verantwortlich für die 
Frostfreiheit des Wasserzählers ist der 
Hauseigentümer beziehungsweise 
der Kunde. Er muss bei einem Scha-
den die Kosten für die Reparatur und 
das Auswechseln des Zählers tragen. 

Falls doch ein Wasserzähler ein-
friert, sollen sich betroffene Kunden 
unter der kostenfreien Telefonnum-
mer 0800/ 7172699 im Leitcenter der 
Trierer Stadtwerke (rund um die Uhr 
erreichbar) melden, um dann größere 
Schäden durch austretendes Wasser 
zu vermeiden.� red

Amtliche Bekanntmachungen
Feststellung des Jahresabschlusses 2023 der Stadt Trier und Entlastung des Stadtvorstandes auf 
der Basis des Stadtratsbeschlusses vom 04.12.2024
Auf der Grundlage des Prüfungsberichtes des Rechnungsprüfungsausschusses vom 28.11.2024 
hat der Stadtrat den Jahresabschluss der Stadt Trier für das Haushaltsjahr 2023 gemäß § 114 Abs. 
1 Satz 1 der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) mit einem Jahresüberschuss von 
16.938.717,04 € und einer Bilanzsumme von 1.369.832.670,76 € festgestellt. Der Jahresüber-
schuss von 16.938.717,04 € wird unter Berücksichtigung der aufgelaufenen Verlustvorträge der 
Vorjahre von 35.976.548,16 € nun mit insgesamt 19.037.831,12 € als „Nicht durch Eigenkapital 
gedeckter Fehlbetrag“ auf der Aktivseite ausgewiesen.
Herrn Oberbürgermeister Wolfram Leibe, Frau Bürgermeisterin Elvira Garbes sowie den Herren 
Beigeordneten Andreas Ludwig (Zeitraum 01.01.2023 bis 30.04.2023), Dr. Thilo Becker (Zeitraum 
01.05.2023 bis 31.12.2023), Markus Nöhl und Ralf Britten wurde durch den Stadtrat für das 
Haushaltsjahr 2023 Entlastung nach § 114 Abs.1 Satz 2 GemO erteilt.
Der Jahresabschluss der Stadt Trier für das Haushaltsjahr 2023 mit seinen Anlagen sowie die 
Prüfungsberichte liegen in der Zeit vom 11.12.2024 bis einschließlich 19.12.2024, in den Dienst-
stunden montags bis donnerstags jeweils von 09.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr 
sowie freitags von 09.00 bis 12.00 Uhr beim Rechnungsprüfungsamt, Verwaltungsgebäude Vieh-
marktplatz 20, 54290 Trier, II. Etage, Zimmer 235 zur Einsichtnahme aus.
Trier, 10.12.2024� Jörg Jansen, Stadtverwaltungsdirektor
� Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.

Gesamtabschluss 2020 der Stadt Trier und Kenntnisnahme des Stadtrates in der Sitzung vom 
04.12.2024 auf Basis des Feststellungsbeschlusses des Rechnungsprüfungsausschusses vom 
28.11.2024
Auf der Grundlage des Prüfungsberichtes und feststellenden Beschlusses des Rechnungsprü-
fungsausschusses vom 28.11.2024 hat der Stadtrat den Gesamtabschluss der Stadt Trier für das 
Haushaltsjahr 2020 gemäß § 109 der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) mit einem Jah-
resfehlbetrag von 23.283.837,75 € und einer Bilanzsumme von 1.793.587.776,81 € zur Kenntnis 
genommen. Der Jahresfehlbetrag von 23.283.837,75 € wird unter Berücksichtigung der aufgelau-
fenen Verlustvorträge der Vorjahre nun mit insgesamt 37.949.019,09 € als „Nicht durch Eigenka-
pital gedeckter Fehlbetrag“ auf der Aktivseite ausgewiesen.
Der Gesamtabschluss der Stadt Trier für das Haushaltsjahr 2020 mit seinen Anlagen sowie die 
Prüfungsberichte liegen in der Zeit vom 11.12.2024 bis einschließlich 19.12.2024, in den Dienst-
stunden montags bis donnerstags jeweils von 09.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr 
sowie freitags von 09.00 bis 12.00 Uhr beim Rechnungsprüfungsamt, Verwaltungsgebäude Vieh-
marktplatz 20, 54290 Trier, II. Etage, Zimmer 235 zur Einsichtnahme aus.
Trier, 10.12.2024� Jörg Jansen, Stadtverwaltungsdirektor
� Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.

Ende des amtlichen Bekanntmachungsteils

Die gemäß § 35 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz erforderlichen Bekannt-
gaben der in den nichtöffentlichen Sitzungen des Stadtrates oder der Ausschüsse 
gefassten Beschlüsse sind im Anschluss an die jeweiligen Sitzungen (als Anlage) im 
Internet unter https://info.trier.de/bi/ einsehbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum DLR Mosel, 

Görresstraße 10, 54470 Bernkastel-Kues
oder wahlweise bei der

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD),
– Obere Flurbereinigungsbehörde –

Willy-Brandt-Platz 3, 54290 Trier. 
schriftlich, in elektronischer Form nach § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes oder zur Nieder-
schrift erhoben werden.
Hinweis:
Unsere Datenschutzerklärung finden Sie unter 
www.landentwicklung.rlp.de/Landentwicklung/Service/Datenschutz.
Im Auftrag				   (Siegel)� Gez. Simon Liefgen

Bebauungsplan BR 16 „Klärschlammverwertung Ruwerer Straße“
– Aufstellungsbeschluss und frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die Stadtverwaltung Trier gibt gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) bekannt, dass der Rat 
der Stadt Trier in seiner Sitzung am 02.11.2023 den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 
BR 16 „Klärschlammverwertung Ruwerer Straße“ gefasst hat.
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist aus der beigefügten Übersichtskarte 
ersichtlich.
Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung einer 
thermischen Klärschlammverwertungsanlage auf dem Nachbargelände des Hauptklärwerks der 
Stadtwerke Trier.
Am 18.12.2024 führt das Amt für Stadt- und Verkehrsplanung um 19.00 Uhr in den Räumen der 
Europäischen Akademie des rheinland-pfälzischen Sports, Herzogenbuscher Straße 56 (Erdge-
schoss) eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch zum Be-
bauungsplan BR 16 „Klärschlammverwertung Ruwerer Straße“ durch.
In der Veranstaltung wird über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung informiert und Gelegenheit zur Diskussion der Planinhalte gegeben. 
Hierzu sind alle interessierten Bürgerinnen und Bürger herzlich eingeladen. 
Darüber hinaus können die Planunterlagen ab dem 11.12.2024 im Internet über die Homepage 
der Stadt Trier unter der Adresse https://www.trier.de/bauen-wohnen/stadtplanung/bauleitpla-
nung/aktuelle-verfahren/ eingesehen und Stellungnahmen zu der Planung bis zum 17.01.2025 
abgegeben werden.
Die Stellungnahmen sollen elektronisch über Eingabe auf der Internetseite oder per E-Mail an 
stadt-verkehrsplanung@trier.de übermittelt werden, können bei Bedarf aber auch schriftlich dem 
Amt für Stadt- und Verkehrsplanung, Verwaltungsgebäude V, Kaiserstraße 18, 54290 Trier zuge-
sandt werden. Sofern die Abgabe einer Anregung oder Stellungnahme zur Niederschrift ge-
wünscht ist, bitten wir Sie, uns unter der Telefonnummer 0651- 718 1619 zu kontaktieren.
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.
Trier, den 05.12.2024	�  Der Oberbürgermeister
� i.V. Dr. Thilo Becker, Beigeordneter

Preisgekröntes Musikkabarett

Für alle Freunde von Sarkasmus und schwarzem Humor und für alle, die 
gerne über den Tellerrand hinausblicken: Der Musiker und Kabarettist Falk 
geht mit seinem neuen Konzertprogramm „Live & Unerhört“ auf Tour und 
macht am Freitag, 20. Dezember, 20 Uhr, Station im Kleinen Saal der Tufa. Er 
arbeitet sich am Zeitgeist ab und versucht, nichts und niemanden zu schonen 
– auch nicht sich selbst. Mit im Gepäck hat er außerdem sein nagelneues 
Album „Unerhört“: Ein Potpourri absurder, nachdenklicher, bösartiger und 
liebevoll-pöbelnder Kompositionen aus dem Leben. Falk wurde bereits mit 
zahlreichen Kabarett- und Kulturpreisen ausgezeichnet. � Foto: Luis Young 


